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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der Kreisstadt Saarlouis haben sich in der 
Nähe des Kreuzungsbereiches „Rodener 
Straße / Am Kirchenbach“ (Gemarkung 
Fraulautern) mit dem Rewe-Markt (seit 
1995) und dem Lidl-Markt (seit 2001) zwei 
großflächige Verbrauchermärkte angesie-
delt. 

Der Einzelhandelsstandort liegt etwa 600 m 
vom Stadtteilzentrum Fraulautern und ca. 1 
km vom Stadtteilzentrum Roden entfernt.

Während der Rewe-Markt in den vergange-
nen Jahren bereits modernisiert und erwei-
tert wurde, ist nun ein Neubau des 
Lidl-Marktes geplant.

Das Gebiet liegt innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

„Güterbahnhofstraße, Straße Am Kirchen-
bach“ aus dem Jahr 1966. 

Gemäß der damals geltenden Baunut-
zungsverordnung von 1962 war in Gewer-
begebieten großflächiger Einzelhandel zu-
lässig. Die BauNVO von 1977 stellt mittler-
weile jedoch strengere Anforderungen an 
die Ansiedlung solcher Betriebe und be-
schränkt sie auf Kern- oder Sondergebiete.

Auch der Landesentwicklungsplan 2004 / 
2006 beinhaltet entsprechende Vorgaben.

Zwischenzeitlich verfügt die Kreisstadt 
Saarlouis zudem über ein Einzelhandels- 
und Zentrenkonzept (Stand Februar 2019). 
Dieses definiert den Standort „Am Kirchen-
bach“ als Nahversorgungszentrum, sodass 

hier Lebensmittel, Blumen, Drogerieartikel, 
Apothekenprodukte sowie Zeitungen und 
Zeitschriften zulässig sind. Großflächige 
Sortimente sind ebenfalls erlaubt, jedoch 
dürfen zentrenrelevante Randprodukte ma-
ximal 10 % der Fläche einnehmen. Die Sor-
timente von Rewe und Lidl bzw. auch die 
geplante Erweiterung entsprechen dem Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept.

Zur Aktualisierung der Planungsgrundlagen 
und der Anpassung an die aktuelle BauNVO 
und das Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
soll daher ein neuer Bebauungsplan aufge-
stellt werden. 

Die Grundstücke der Verbrauchermärkte 
sollen dabei als Sondergebiet für großflä-

Luftbild mit Geltungsbereich; Quelle: Kreisstadt Saarlouis; Darstellung auf der Grundlage von digitalen Orthofotos. Mit Erlaubnis des Landesamtes für Vermessung, Geo-
information und Landentwicklung Lizenz-Nr. DOP-33/16; Bearbeitung: Kernplan
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chigen Einzelhandel gemäß § 11 BauNVO 
mit festgelegten Sortimenten ausgewiesen 
werden. Außerdem soll die Art der bauli-
chen Nutzung an die aktuell vorhandenen 
Nutzungen angepasst werden. Die übrigen 
Flächen bleiben als Misch- oder Gewerbe-
gebiet gemäß dem Bestand damit be-
stehen.

Die Kreisstadt Saarlouis hat somit nach § 1 
Abs. 3 BauGB i.V.m. § 2 Abs. 1 BauGB die 
Aufstellung des Bebauungsplans „Nahver-
sorgungsstandort „Am Kirchenbach““ im 
Bereich der Gemarkungen Roden und Frau-
lautern im „Regelverfahren“ beschlossen.

Parallel zum Bebauungsplan ist gemäß § 2 
Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durch-
zuführen. Der Umweltbericht ist gesonder-
ter Bestandteil der Begründung.

Der Bebauungsplan „Nahversorgungs-
standort „Am Kirchenbach““ ersetzt in sei-
nem Geltungsbereich den rechtskräftigen 
Bebauungsplan „Güterbahnhofstraße, Stra-
ße Am Kirchenbach“ aus dem Jahr 1966.

Mit der Erstellung des Bebauungsplans und 
der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt, mit der Erstel-
lung des Umweltberichts die Milvus GmbH, 
Jahnstraße 9, 66701 Beckingen.

Flächennutzungsplan

Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne 
aus dem Flächennutzungsplan zu entwi-
ckeln.

Der Flächennutzungsplan der Kreisstadt 
Saarlouis sieht für das Gebiet größtenteils 
gewerbliche Bauflächen sowie für den 
nördlichen und östlichen Teilbereich ge-
mischte Bauflächen vor. 

Das Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 
BauGB ist somit nicht vollständig erfüllt. 
Daher ist gemäß § 8 Abs. 3 BauGB eine pa-
rallele Teiländerung des Flächennutzungs-
planes der Kreisstadt Saarlouis erforderlich.

Auch in der aktuell befindlichen Neuaufstel-
lung des Flächennutzungsplanes entspricht 
die Darstellung nicht der nun geplanten Än-
derung.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereichs

Das Plangebiet umfasst den Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes „Güterbahn-
hofstraße, Straße Am Kirchenbach“, ergänzt 
um den bebauten Bereich zwischen der He-
ckenstraße und der Straße „Am Kirchen-
bach“.

Die Fläche befindet sich im nördlichen Teil 
der Kreisstadt Saarlouis und liegt innerhalb 
der Gemarkungen Roden und Fraulautern.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
wird dabei wie folgt begrenzt: 

• im Norden durch die nördliche Straßen-
begrenzungslinie der Straße „Am Kir-
chenbach“ und die südliche Straßenbe-
grenzungslinie der Heckenstraße,

• im Westen durch die westliche Parzel-
lengrenze des Flurstücks Gemarkung 
Roden, Flur 9, Nr. 573/5,

• im Süden durch die nördliche Straßen-
begrenzungslinie der Güterbahnhof-
straße und des Ölwerkwegs sowie

• im Osten durch die westliche Straßen-
begrenzungslinie der Mühlenstraße 
bzw. der Rodener Straße.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereichs 
sind der Planzeichnung des Bebauungs-
plans zu entnehmen.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Nahversorgungsstandort „Am Kirchenbach““; Quelle: Landesamt für Vermessung, Geoinformation und Landentwicklung, Kontroll-
nummer SLS-007/06, Stand Katastergrundlage: Mai 2023; Bearbeitung: Kernplan

Bestehender Lidl-Markt am Nahversorgungsstandort „Am Kirchenbach“ (Blick aus nördlicher Richtung)
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Nutzung des Plangebiets, 
Umgebungsnutzung und 
Eigentumsverhältnisse

Das Plangebiet umfasst den Nahversor-
gungsstandort „Am Kirchenbach“ samt un-
mittelbarer Umgebung.

Inmitten des Plangebietes, angrenzend an 
die Straße „Am Kirchenbach“, finden sich 
demnach die großflächigen Einzelhandels-
betriebe des Rewe- und Lidl-Marktes. Ein 
ehemals als Getränkemarkt genutztes Ge-
bäude steht seit Neubau des Rewe-Marktes 
leer und bedarf einer Nachnutzung.

Der nördliche und östliche Bereich des 
Plangebietes (im Bereich der Heckenstraße, 
Rodener Straße und des Ölwerkwegs) ist 
zudem durch eine Mischnutzung geprägt 
(Wohnnutzung als auch Dienstleistungs- 
und Gewerbebetriebe), während sich im 
südlichen und westlichen Bereich des 
Plangebietes (im Bereich Ritschstraße und 
Güterbahnhofstraße) in erster Linie gewerb-
liche Nutzungen finden. 

Die nähere Umgebung in Richtung Norden 
und Osten ist überwiegend durch 
Wohnnutzung geprägt. Dem gegenüber 
schließen sich nach Süden und Westen teils 
großflächige gewerbliche Nutzungen (z. B. 
Fa. Trumpf-Schokolade) an.

Die innerhalb des Geltungsbereiches liegen-
den Flurstücke befinden sich überwiegend 
im Eigentum von Privatpersonen. Vereinzelt 
sind sie zudem im Eigentum der Stadt (Stra-
ßenverkehrsfläche; Fläche Stadtwerke 
Saarlouis). 

Topografie des Plangebiets

Das Plangebiet ist weitgehend reliefarm. Es 
ist nicht davon auszugehen, dass sich die 
Topografie in irgendeiner Weise auf die 
Festsetzungen dieses Bebauungsplans aus-
wirken wird.

Verkehrsanbindung

Das Plangebiet ist bereits vollständig an das 
öffentliche Verkehrsnetz angeschlossen.

Über die durch das Plangebiet führende 
Straße „Am Kirchenbach“ sowie die südlich 
verlaufende Güterbahnhofstraße und die 
östlich verlaufende Rodener Straße wird das 
Gebiet an das örtliche Verkehrsnetz ange-
schlossen.

Die Anbindung an das überörtliche Ver-
kehrsnetz erfolgt über die B 405 (Schanzen-
straße / Bahnhofstraße) im Süden sowie 
über die B 51 im Westen. Die nächsten 
Autobahn-Anschlussstellen finden sich ca. 
2,5 km in nördlicher Richtung (BAB 8 - AS 
10 „Dillingen Süd“ und BAB 8 - AS 11 
„Saarlouis-Steinrausch“) bzw. 3,0 km in 
nordöstlicher Richtung (BAB 8 - AS 13 
„Saarwellingen“) entfernt.

Die Anbindung an den ÖPNV erfolgt über 
die unmittelbar östlich des Plangebiets ge-
legene Bushaltestelle „Rodener Straße“ so-
wie über die ca. 300 m westlich des Plange-
biets gelegene Bushaltestelle „Am Kirchen-
bach“ (Buslinien 437 und 438 Richtung 
ZOB Kleiner Markt, Saarlouis).

Zudem ist der Hauptbahnhof Saarlouis ca. 
850 m südwestlich des Plangebietes gele-
gen. Ab hier bestehen u. a. Anbindungs-
möglichkeiten an den Regionalexpress in 
Richtung Koblenz bzw. Mannheim (Strecke 
Koblenz - Trier- Saarlouis - Saarbrücken - 
Kaiserslautern - Mannheim).

Weiterer Erschließungsanlagen bedarf es 
somit nicht. 

Ver- und Entsorgung

Das Plangebiet ist bereits vollständig an das 
örtliche System der Ver- und Entsorgung an-
geschlossen.

Die Abwasserbeseitigung im Plangebiet er-
folgt im modifizierten Mischsystem. Das 

Gewerbenutzungen im Bereich der Güterbahnhofstraße (Blick aus südlicher Richtung)

Bebauung im Bereich der Rodener Straße (Blick aus südöstlicher Richtung)
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Schmutzwasser ist in den bestehenden 
Mischwasserkanal einzuleiten.

Zu neu geplanten oder geänderten Grund-
stücksentwässerungsanlagen ist ein Ent-
wässerungsgesuch beim Abwasserwerk der 
Kreisstadt Saarlouis zu stellen.

Sollte ein neu herzustellender Kanalan-
schluss erforderlich werden muss dieser mit 
dem Amt für Tiefbauwesen (Abteilung Ab-
wasserwerk) der Kreisstadt Saarlouis abge-
stimmt werden. Der entsprechende rechne-
rische Nachweis ist mit dem erforderlichen 
Entwässerungsgesuch zur Genehmigung 
einzureichen.

Für die Bereiche Ritschstraße und „Am Kir-
chenbach“ zwischen Ritschstraße und Ro-
dener Straße muss ein neuer Kanalan-
schluss zusätzlich mit dem Entsorgungsver-
band (EVS) abgestimmt werden.

Ein Anschluss an Schachtbauwerke ist nicht 
zulässig.

Drainagen dürfen nicht an den Kanal ange-
schlossen werden.

Betriebe, in denen Stoffe anfallen, die das 
öffentliche Abwassernetz nachteilig beein-
flussen oder über das zulässige Maß hinaus 
verunreinigen, haben Vorrichtungen zur Ab-
scheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser 
einzubauen (Abscheider).

Die Grundstücksentwässerungsanlagen 
müssen sowohl den Anforderungen der Ent-
wässerungssatzung und der Abwasserge-
bührensatzung der Kreisstadt Saarlouis 
(www.saarlouis.de/rathaus/stadtverwal-
tung/ortsrecht), als auch den Anforderun-
gen der der DIN 1986-100 entsprechen.

Detaillierte Regelungen zur Niederschlags-
wasserbeseitigung befinden sich im Kapitel 
„Örtliche Bauvorschriften“.

Berücksichtigung von 
Standortalternativen

Das Plangebiet liegt innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 
„Güterbahnhofstraße, Straße Am Kirchen-
bach“ aus dem Jahr 1966. 

1977 wurde jedoch eine neue Fassung der 
Baunutzungsverordnung eingeführt, zudem 
wurde zwischenzeitlich ein Einzelhandels- 
und Zentrenkonzept für die Kreisstadt 
Saarlouis erstellt. Außerdem soll für die üb-
rigen vorhandenen Nutzungen die Art der 
baulichen Nutzung an den Bestand ange-
passt werden.

Ziel dieses Bebauungsplanes ist es daher,  
die Planungsgrundlagen zu aktualisieren 
sowie an die aktuelle BauNVO und das Ein-
zelhandels- und Zentrenkonzept anzupas-
sen.

Eine Betrachtung von Planungsalternativen 
im Sinne der Standortfindung kann aus den 
dargelegten Gründen außen vor bleiben.

Einzelhandels- und Zentren-
konzept der Kreisstadt Saarlouis

Von der Markt und Standort Beratungsge-
sellschaft mbH aus Erlangen wurde für die 
Kreisstadt Saarlouis ein Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept erstellt.

Auszug aus dem Kanalkataster; Quelle: Amt für Tiefbauwesen und Vermessung der Kreisstadt Saarlouis
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Dabei trifft das Gutachten auch Aussagen, 
die im vorliegenden Bebauungsplanverfah-
ren zu beachten sind:

Nahversorgungszentrum Am Kir-
chenbach

„Hier sind ausschließlich Nahversorgungs-
sortimente zulässig. Flächenpotenziale für 
weitere Ansiedlungen sind nicht vorhanden.

Der mittlerweile geschlossene Getränke-
markt könnte durch einen Drogeriemarkt 
oder Biomarkt die Angebotsqualität des 
Nahversorgungszentrums maßgeblich erhö-
hen.

Die Ausweisung als Nahversorgungszent-
rum erlaubt hier großflächige Nahversor-
gungsrelevante Sortimente. Zentrenrelevan-
te Randsortimente bis zu 10% sind zuläs-
sig.

Umgang mit Ansiedlungsvorhaben 
in den Nahversorgungszentren

Ansiedlungsvorhaben innerhalb der abge-
grenzten Nahversorgungszentren sind – 
falls es sich nicht um innenstadtrelevante 
Sortimente handelt - positiv zu bewerten 
und, solange es sich um kleinere Erweite-

rungen oder ergänzende Fachmarktansied-
lungen handelt. Erweiterungen der be-
stehenden Nahversorger innerhalb der 
Grenzen der Zentren sind ebenfalls positiv 
zu werten, da diese i.d.R. die Zukunfts- und 
Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen Be-
triebes sichern.

Umgang mit Ansiedlungsvorhaben 
außerhalb des Zentralen Versor-
gungsbereichs

Einzelhandelsansiedlungen mit zentrenrele-
vanten Sortimenten im Kernsortiment sind 
außerhalb des zentralen Versorgungsberei-
ches abzulehnen, da vor allem bei Waren 
der Nahversorgung mit strukturschädigen-
den Auswirkungen auf die bestehenden 
Standorte zu rechnen ist. Ansiedlungen soll-
ten daher seitens der Stadtplanung mittels 
Baurechts dementsprechend gesteuert wer-
den, so dass weitere Einzelhandelsflächen 
außerhalb der bestehenden Standorte ver-
mieden werden.

Umgang mit Erweiterungsabsich-
ten an Standorten mit bestehen-
dem Baurecht

Erweiterungsabsichten einzelner Betreiber 
an bestehenden Standorten sind grundsätz-
lich zu prüfen. Bei nicht nahversorgungs- 
oder zentrenrelevanten Waren ist eine Be-
schränkung oder Verweigerung grundsätz-
lich nicht notwendig. Handelt es sich um 
zentrenrelevante Sortimente, so sind diese 
auf ihre Auswirkungen hinsichtlich der Be-
einträchtigung der umliegenden Zentren-
strukturen innerhalb der Stadt zu prüfen.“

(Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept für 
die Kreisstadt Saarlouis; Stand: Februar 2019)

Abgrenzung des Nahversorgungszentrums „Am Kirchenbach“; Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Kreisstadt Saarlouis; Stand: Februar 2019
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche 
 Belange; geltendes Planungsrecht  

  

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion Kernzone des Verdichtungsraumes, Siedlungsachse 1. Ordnung, Mittelzentrum mit Versorgungs-
funktion für die Kreisstadtteile und mittelzentraler Verflechtungsbereich für die Gemeinden 
Bous, Ensdorf, Saarwellingen, Schwalbach, Wallerfangen und Überherrn 

Vorranggebiete Der nördliche Bereich des Plangebietes befindet sich gemäß Landesentwicklungsplan Saarland, 
Teilabschnitt „Umwelt“ in einem Vorranggebiet für Grundwasserschutz.
• Besondere Beachtung des Grundwasserschutzes

zu beachtende Ziele und Grundsätze • Nachrichtlich übernommene Siedlungsfläche (Wohnen und Gewerbe) - entspricht dem Plan-
vorhaben

• (Z 42): Großflächige Einzelhandelseinrichtungen im Sinne des § 11 Abs. 3 Baunutzungsver-
ordnung (BauNVO) sind nur im Oberzentrum sowie in den Mittel- und Grundzentren zulässig 
(Konzentrationsgebot).

• (Z 44) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen müssen sich bezüglich Größenordnung und 
Warensortiment funktional in die vorgegebene zentralörtliche Versorgungsstruktur einfügen. 
Der Einzugsbereich der entsprechenden Einzelhandelseinrichtung darf den Verflechtungsbe-
reich des betreffenden zentralen Ortes nicht wesentlich überschreiten (Kongruenzgebot). Dies 
ist vom Planungsträger entsprechend nachzuweisen.

• (Z 45) Neuansiedlungen, Erweiterungen bzw. Nutzungsänderungen großflächiger 
Einzelhandelseinrichtungen dürfen das Zentrale-Orte-Gefüge des Landes sowie die Funk-
tionsfähigkeit des jeweiligen zentralen, innerörtlichen Versorgungsbereiches des zentralen 
Ortes (Standortgemeinde) sowie der benachbarten zentralen Orte (Nachbargemeinden) nicht 
beeinträchtigen (Beeinträchtigungsverbot).

• (Z 46) Großflächige Einzelhandelseinrichtungen sind im engen räumlich-funktionalen Zusam-
menhang mit dem zentralen, innerörtlichen Versorgungsbereich (integrierter Standort) des 
jeweiligen zentralen Ortes innerhalb des Siedlungszusammenhangs zu errichten (städtebau-
liches Integrationsgebot).

• keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm • keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen

Übergeordnete naturschutzrechtliche Belange

Regionalpark Lage im Regionalpark Saar (damit keine restriktiven Wirkungen verbunden)

Schutzgebiete: Naturschutz-, Landschafts-
schutz-, Wasserschutz-, Überschwemmungs-
gebiete, NATURA 2000-Gebiete, Geschützte 
Landschaftsbestandteile, Naturparks, National-
parks, Biosphärenreservate 

• keine nach BNatSchG geschützten Flächen durch das Vorhaben direkt betroffen
• ca. 300 m nördlich des Plangebietes, hinter der Abelsmühle, beginnt das LSG  L 3 08 24 

(LSG im LK SLS im Bereich der Stadt Saarlouis und der Gemeinde Saarwellingen, VO v. 
31.03.1977, ABl.d.S. 1977, Nr. 19, S. 405ff.); Verbote der VO sind nicht tangiert 

• nächstgelegenes NSG: Ellbachtal ca. 1,25 km nordöstlich; Verbote n. § 3 der VO v. 
18.09.1995 sind nicht betroffen

• das nächstgelegene NATURA 2000-Gebiet (LSG „Rodener Saarwiesen“, L 6606-304) be-
findet sich nordwestlich in ca. 1,2 km Entfernung, Beeinträchtigungen sind aufgrund der 
Entfernung nicht zu erwarten

• Lage innerhalb eines geplanten Wasserschutzgebietes (Zone III) -Besondere Beachtung des 
Grundwasserschutzes

Denkmäler / Naturdenkmäler / archäologisch 
bedeutende Landschaften nach § 6 SDSchG 
oder in amtlichen Karten verzeichnete Gebiete

Nicht betroffen

Geschützter unzerschnittener Raum nach § 6 
Abs. 1 SNG

Nicht betroffen
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanungen Auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland) bestehen keine 
Hinweise auf das Vorkommen wertgebender Biotoptypen bzw. von Arten innerhalb des Gel-
tungsbereiches:
• keine Fundorte gem. ABDS (Arten- und Biotopschutzdaten 2017 Saarland) innerhalb des 

Geltungsbereiches
• keine registrierten, nach § 30 BNatSchG gesetzlich geschützten Biotope 
• keine registrierten Lebensräume nach Anh. 1 FFH-Richtlinie betroffen (nächstgelegene re-

gistrierte Flächen erst außerhalb des Siedlungsbereiches)

Beschreibung der Umwelt sowie Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe Umweltbericht

Fazit Ziel des Bebauungsplanes ist es, eine Aktualisierung der Plangrundlage und eine Anpassung 
der Festsetzungen an die aktuelle BauNVO und das Einzelhandelskonzept zu erreichen. Für die 
ansässigen Verbrauchermärkte (Lidl und Rewe) sollen die Grundstücksflächen als Sondergebiet 
großflächiger Einzelhandel gem. § 11 BauNVO mit der Übernahme der Sortimente aus der Saar-
louiser Liste festgesetzt werden. Dies erlaubt den Verbrauchermärkten ein größeres Sortiment 
anzubieten als bisher möglich.

Dabei sollen das Mischgebiet nördlich der Straße „Am Kirchenbach“ sowie das Gewerbegebiet 
für den Bereich der Güterbahnhofstraße bestehen bleiben. Das Gewerbegebiet für den Bereich 
Lidl und REWE wird zusammengefasst und in ein Sondergebiet für Einzelhandel umgewandelt. 
Das Mischgebiet für den Bereich angrenzend an die Rodener Straße wird um den Bereich des 
Ölwerkwegs (bis Hausnummer 5) erweitert und durch Flächen für Versorgungsanlagen ergänzt. 
Das Gewerbegebiet für den Bereich der Ritschstraße und westlichen Verlauf der Straße „Am 
Kirchenbach“ wird in ein Mischgebiet umgewandelt.

Durch die geplante Änderung des B-Plans wird das aktuell bestehende Gewerbegebiet teilweise 
in Mischgebiete sowie ein Sondergebiet für den Einzelhandel umgewandelt. Durch diese Um-
wandlung verändern sich die jeweiligen Flächengrößen der einzelnen Gebietsarten. Zudem wird 
die Grundflächenzahl für Mischgebiete von 0,4 auf 0,6 (bis 0,8) angehoben, wobei zu berück-
sichtigen gilt, dass gem. BauNVO von 1962 „auf die zulässige Grundfläche die die Grundflächen 
von Nebenanlagen im Sinne des § 14 nicht angerechnet werden. Das gleiche gilt für bauliche 
Anlagen, soweit sie nach Landesrecht im Bauwich oder in den Abstandsflächen zulässig sind 
oder zugelassen werden können.“ Die Grundflächenzahl für Gewerbe- und Sondergebiete bleibt 
gleich. Vergleicht man die daraus resultierende theoretisch maximal bebaubare Fläche im Gel-
tungsbereich des rechtskräftigen B-Plans und des neuen B-Plans, so ist diese vergleichbar. Die 
Änderung des B-Plans führt somit nicht zu einer höheren Inanspruchnahme von Flächen, insb. 
durch Versiegelung.

Der Umweltbericht beschreibt die Umweltentwicklung bei Durchführung des Plans, prüft arten-
schutzrechtliche Verbotstatbestände und definiert notwendige Maßnahmen zur Vermeidung.

Der Geltungsbereich ist aktuell stark menschlich vorgeprägt. Durch die Aktualisierung des B-Plans 
ist keine wesentliche Änderung der aktuellen Situation anzunehmen, weshalb aus Sicht des Na-
tur- und Umweltschutzes einer Umsetzung der Aktualisierung des B-Plans vom 12.05.1966 keine 
tatsächlichen, fachlichen oder rechtlichen Gründe entgegenstehen.
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan Darstellung: gemischte und gewerbliche Bauflächen; Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB 
somit nicht erfüllt, parallele Teiländerung des FNP gem. § 8 Abs. 3 BauGB erforderlich

Auszug aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Kreisstadt Saarlouis (Quelle: Flächen-
nutzungsplan Kreisstadt Saarlouis); Bearbeitung Kernplan

Auszug aus dem in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplan der Kreisstadt Saarlouis 
(Quelle: Flächennutzungsplan Kreisstadt Saarlouis); Stand: 04.04.2023; Bearbeitung Kernplan
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Kriterium Beschreibung

Bebauungsplan • Planungsrechtlich ist der Bereich überwiegend auf der Basis des wirksamen Bebauungsplanes 
„Güterbahnhofstraße, Straße Am Kirchenbach“ vom 12.05.1966 zu beurteilen. Die Bau-
nutzungsverordnung, die im Zusammenhang mit diesem Bebauungsplan anzuwenden ist, 
stammt aus dem Jahr 1962. Auf der Grundlage dieser BauNVO kann in Gewerbegebieten 
großflächiger Einzelhandel zugelassen werden. Erst die BauNVO 1977 trifft weitergehende 
Regelungen zur Ansiedlung von großflächigem Einzelhandel und beschränkt dessen Zuläs-
sigkeit auf Kern- bzw. Sondergebiete.

• Ziel der Neuaufstellung ist eine Aktualisierung der Plangrundlage und eine Anpassung der 
Festsetzungen an die aktuelle BauNVO sowie an das Einzelhandels- und Zentrenkonzept 
der Kreisstadt Saarlouis.

• Darüber hinaus soll die Gebietsart an die aktuell vorhandenen Nutzungen angepasst wer-
den

• Der Bebauungsplan „Nahversorgungsstandort „Am Kirchenbach““ ersetzt in seinem Gel-
tungsbereich den rechtskräftigen Bebauungsplan „Güterbahnhofstraße, Straße Am Kirchen-
bach“ aus dem Jahr 1966.

Auszug aus dem Bebauungsplan „Güterbahnhofstraße, Straße Am Kirchenbach“ (1966); Quelle: 
Kreisstadt Saarlouis
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte

Art der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 6, 8 
und 11 BauNVO

Mischgebiet (MI 1 und MI 2)

Festsetzung

Gem. § 6 BauNVO - Mischgebiet.

Zulässig sind: gem. § 6 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude.

2. Geschäfts- und Bürogebäude,

3. Einzelhandelsbetriebe gem. § 1 Abs. 9 
BauNVO (siehe hierzu Regelung 1.4), 
Schank- und Speisewirtschaften sowie 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für 
kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke.

Unzulässig sind: gem. § 6 Abs. 2 und 3 
BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO

1. Gartenbaubetriebe.

2. Tankstellen.

3. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a 
Absatz 3 Nummer 2 BauNVO.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 6 Abs. 2 
BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO 
Läden mit Geschäfts- und Verkaufsflächen 
für Sexartikel (Sexshops und Videotheken) 
und sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt 
oder angeboten werden (Bordelle bzw. 
bordellähnliche Betriebe einschließlich 
Wohnungsprostitution).

Begründung

Der nördliche und östliche Bereich des 
Plangebietes - entlang der Heckenstraße, 

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplans, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan

SO 1
„Lebensmittel-

Discounter“
-

GRZ
0,8

GOKmax = 
7,50 m

a -

MI 2
8 WE

II

GRZ
0,6

GOKmax = 
11,00 m

a -

SO 2
„Lebensmittel-

Vollsortimenter“
-

GRZ
0,8

GOKmax = 
7,50 m

a -

MI 1
8 WE

II

GRZ
0,6

GOKmax = 
11,00 m

a -

GE -

GRZ
0,8

GOKmax = 
10,00 m

a -
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der Rodener Straße, des Ölwerkwegs sowie 
im westlichen Verlauf der Straße „Am Kir-
chenbach“ - entspricht bereits heute einem 
gemischt genutzten Gebiet. 

Um die bestehenden Nutzungen 
planungsrechtlich zu sichern und die 
Strukturen weiter zu entwickeln wird das 
Gebiet daher als Mischgebiet (MI 1, MI 2) 
festgesetzt.

Gemäß § 6 BauNVO dienen Mischgebiete 
dem Wohnen und der Unterbringung von 
Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören.

Für die vorhandenen Gebäude wird durch 
die Festsetzung als Mischgebiet somit die 
Möglichkeit eingeräumt, auch weiterhin 
Wohnen und Gewerbe nebeneinander zu 
realisieren. Der bestehende Nutzungsmix 
wird fortgeführt.

Für den Bereich des ehem. Getränkemark-
tes bietet die Festsetzung als Mischgebiet 
zusätzliche Nutzungsmöglichkeiten (das 
Gebäude steht bereits seit längerem leer). 
Aufgrund der Größe des Gebäudes ist oh-
nehin nur kleinflächiger Einzelhandel mög-
lich, welcher auch in einem Mischgebiet zu-
lässig ist. 

Allerdings sind nicht alle Nutzungen des 
BauNVO-Kataloges an dem Standort reali-
sierungsfähig. Gartenbaubetriebe und Tank-
stellen werden demnach ausgeschlossen. 
Für diese Nutzungen ist das Gebiet insbe-
sondere aufgrund des üblicherweise erhöh-
ten Flächenbedarfs nicht geeignet. Zudem 
sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen ge-
stalterisch nur schwer zu integrieren.

Durch den Ausschluss von Vergnügungs-
stätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 
BauNVO wird die Gefahr des Entstehens 
von Trading-Down-Effekten (Attraktivitäts-
minderung des Umfeldes, Verdrängung an-
derer Nutzungen) innerhalb der Gebiete 
verhindert. Zudem sind innerhalb der Misch-
gebiete auch die Ansiedlung / Errichtung 
schutzbedürftiger Nutzungen (z. B. Wohn-
nutzungen oder auch Einrichtungen für so-
ziale Zwecke) möglich. Diese Nutzungen 
sollen durch den Ausschluss von Vergnü-
gungsstätten geschützt werden. Der Aus-
schluss von Vergnügungsstätten dient somit 
auch der räumlichen Trennung miteinander 
in Konflikt tretender Nutzungsformen. Ins-
besondere auf Grund der langen Öffnungs-
zeiten sind grundsätzlich Unverträglichkei-
ten mit Wohnnutzungen anzunehmen.

Zudem sind an anderer Stelle im Stadtge-
biet ausreichend Flächen für die Ansiedlung 
von Vergnügungsstätten vorhanden.

Weiterhin sind gem. 6 Abs. 2 BauNVO i. V. 
m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Ge-
schäfts- und Verkaufsflächen für Sexartikel 
(Sexshops und Videotheken) und sonstige 
Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätig-
keiten gewerblich ausgeübt oder angebo-
ten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche 
Betriebe einschließlich Wohnungsprostitu-
tion und gewerbliche Zimmervermietung) 
unzulässig. Dadurch wird ebenfalls die Ge-
fahr des Entstehens von Trading-Down-Ef-
fekten innerhalb des Plangebiets verhin-
dert.

Gewerbegebiet (GE)

Festsetzung

Gem. § 8 BauNVO - Gewerbegebiet.

Zulässig sind: gem. § 8 Abs. 2 BauNVO

1. Gewerbebetriebe aller Art einschließ-
lich Anlagen zur Erzeugung von Strom 
oder Wärme aus solarer Strahlungs-
energie oder Windenergie, Lagerhäu-
ser, Lagerplätze und öffentliche Betrie-
be,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsge-
bäude,

3. Anlagen für sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind: gem. § 8 
Abs. 3 BauNVO

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie für Betriebsin-
haber und Betriebsleiter, die dem Ge-
werbebetrieb zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumas-
se untergeordnet sind,

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, sozia-
le und gesundheitliche Zwecke.

Unzulässig sind: gem. § 8 Abs. 2 und § 8 
Abs. 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 und § 1 
Abs. 6 Nr. 1 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 
BauNVO

1. Tankstellen,

2. Vergnügungsstätten, Läden mit Ge-
schäfts- und Verkaufsflächen für Sexar-
tikel (Sexshops und Videotheken) und 
sonstige Gewerbebetriebe, in denen 
sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausge-
übt oder angeboten werden (Bordelle 
bzw. bordellähnliche Betriebe ein-
schließlich Wohnungsprostitution).

Begründung

Der südliche und südwestliche Bereich des 
Plangebietes - entlang der Güterbahnhof-
straße und der Ritschstraße - entspricht be-
reits heute einem gewerblich genutzten Ge-
biet. 

Um die bestehenden Nutzungen 
planungsrechtlich zu sichern und die 
Strukturen weiter zu entwickeln wird das 
Gebiet daher als Gewerbegebiet (GE) fest-
gesetzt.

Aus dem Katalog der allgemein zulässigen 
Nutzungen werden Tankstellen jedoch ge-
strichen. Hierfür besteht weder ein Erforder-
nis, noch ist eine derartige Nutzung an die-
sem Standort städtebaulich gewünscht.

Die gem. § 8 Abs. 3 BauNVO möglichen 
Ausnahmen beschränken sich auf Wohnun-
gen für Aufsichts- und Bereitschaftsperso-
nen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet 
und ihm gegenüber in Grundfläche und 
Baumasse untergeordnet sind sowie auf  
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke.

Vergnügungsstätten sind innerhalb des Ge-
bietes ausgeschlossen, wodurch die Gefahr 
des Entstehens von Trading-Down-Effekten 
verhindert werden soll. Das Gebiet soll ge-
werbetypischen Betrieben und einem ent-
sprechenden Versorgungsangebot dienen. 

Vergnügungsstätten sind zudem in der Re-
gel in der Lage, höhere Kauf- bzw. Mietprei-
se als andere Nutzungen zu zahlen (insbe-
sondere Spielhallen und Wettbüros), wes-
halb die Gefahr einer Verzerrung des sen-
siblen Boden- und Mietpreisgefüges be-
steht. Dies kann zu einer Verdrängung der 
regulären Nutzungen führen.

An anderer Stelle im Stadtgebiet sind aus-
reichend Flächen für die Ansiedlung von 
Vergnügungsstätten vorhanden.

Sonstiges Sondergebiet (SO 1, SO 
2); Zweckbestimmung: Einzel-
handel

Festsetzung

Sonstiges Sondergebiet gem. § 11 Abs. 3 
BauNVO - Zweckbestimmung: Einzelhandel

Zulässig sind gem. §11 Abs. 3 BauNVO:

1. Ein Lebensmittel-Discounter mit einer 
Verkaufsfläche von max. 1.700 qm (SO 
1) sowie ein Lebensmittel-Vollsorti-
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menter mit einer Verkaufsfläche von 
max. 1.600 qm (SO 2) (jeweils inkl. 
potenziell begleitender Randnutzun-
gen (z. B. Backshop, Bistro, Café))

2. Lagerflächen und Lagerräume, Räume 
und Gebäude für Verwaltung und 
Dienstleistungen,

3. Aufenthalts- / Sozialräume für Personal,

4. Stellplätze und Nebenanlagen (z. B. Ein-
kaufswagenboxen),

5. Werbeanlagen, die der Nutzung des 
Sondergebietes zugeordnet sind und 
sich an der Stätte der Leistung befin-
den,

6. Abfallpresse, Wertstoff- und Abfallbe-
hälter,

7. alle sonstigen für den ordnungsgemä-
ßen Betrieb der Lebensmittelmärkte er-
forderlichen Einrichtungen (z.B. Pfand-
räume),

8. Ladestationen für Elektromobile.

Begründung

Für den Nahversorgungsstandort „Am Kir-
chenbach“ wird aufgrund der bereits be-
stehenden Nutzungen ein sonstiges Son-
dergebiet gem. § 11 Abs. 3 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung Einzelhandel ausgewie-
sen.

Innerhalb des sonstigen Sondergebietes ist 
dabei ein Lebensmittel-Discounter mit einer 
Verkaufsfläche von max. 1.700 qm (SO 1) 
sowie ein Lebensmittel-Vollsortimenter mit 
einer Verkaufsfläche von max. 1.600 qm 
(SO 2) (jeweils inkl. potenziell begleitender 
Randnutzungen (z. B. Backshop, Bistro, 
Café)) zulässig.

Die maximal zulässige Verkaufsfläche von 
1.700 qm im Bereich des SO 1 entspricht 
dabei der beabsichtigen Verkaufsfläche des 
Lidl-Marktes nach dessen Neubau. Die ma-
ximal zulässigen 1.600 qm im Bereich des 
SO 2 entsprechen der Verkaufsfläche des 
bereits bestehenden Rewe-Marktes. Dieser 
wird somit im Bestand gesichert.

Neben der festgesetzten Hauptnutzung (Le-
bensmittel-Discounter und Lebensmittel-
Vollsortimenter) mit einer zulässigen Ver-
kaufsfläche werden Lagerflächen und La-
gerräume, Räume und Gebäude für Verwal-
tung und Dienstleistungen, Aufenthalts- / 
Sozialräume für Personal, Stellplätze und 
Nebenanlagen (z. B. Einkaufswagenboxen), 
Werbeanlagen, die der Nutzung des 
Sondergebietes zugeordnet sind und sich 
an der Stätte der Leistung befinden, Abfall-
presse, Wertstoff- und Abfallbehälter, Lade-
stationen für Elektromobile sowie alle sons-
tigen für den ordnungsgemäßen Betrieb der 
Filialen erforderlichen Einrichtungen (z.B. 
Pfandräume) in den Katalog der zulässigen 
Nutzungen aufgenommen. 

Die getroffenen Festsetzungen schaffen die 
Voraussetzungen zur planungsrechtlichen 
Zulässigkeit und Realisierung des geplanten 
Neubaus des Lebensmittel-Discounters so-
wie der planungsrechtlichen Sicherung des 
bestehenden Lebensmittel-Vollsortimenters.

Die Zulässigkeit von Stellplätzen dient der 
Ordnung des ruhenden Verkehrs und er-
möglicht deren Unterbringung auf dem 
Grundstück.

Zulässigkeit von Einzelhandelsbe-
trieben (MI, SO)

Festsetzung

Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO sind Einzelhan-
delsbetriebe mit zentrenrelevanten Sorti-
menten gem. Saarlouiser Sortimentsliste im 
Bereich der Mischgebiete (MI 1 und MI 2) 
sowie im Bereich des Gewerbegebietes (GE) 
nicht zulässig.

Nahversorger und nicht-zentrenrelevante 
Sortimente sind bis zu einer Verkaufsfläche 
von max. 400 m2 im Bereich der Mischge-
biete (MI 1 und MI 2) sowie im Bereich des 
Gewerbegebietes (GE) zulässig.

Im Bereich des sonstigen Sondergebietes 
SO 1 und SO 2 sind großflächige nahversor-
gungsrelevante Sortimente sowie zentren-
relevante Randsortimente bis zu 10 % zu-
lässig.

Begründung

Gemäß dem Einzelhandels- und Zentren-
konzept der Kreisstadt Saarlouis sind „Ein-
zelhandelsansiedlungen mit zentrenrele-
vanten Sortimenten im Kernsortiment 
außerhalb des zentralen Versorgungsberei-
ches abzulehnen“. (Quelle: Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept für die Kreisstadt Saarlouis; Stand: Fe-
bruar 2019)

Der Standort „Am Kirchenbach“ wird in 
dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept als 
Nahversorgungszentrum definiert (Bereich 
Rewe- und Lidl-Markt).

„Ansiedlungsvorhaben innerhalb der abge-
grenzten Nahversorgungszentren sind – 
falls es sich nicht um innenstadtrelevante 
Sortimente handelt - positiv zu bewerten 

Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Kreisstadt Saarlouis; Stand: Februar 2019
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und, solange es sich um kleinere Erweite-
rungen oder ergänzende Fachmarktansied-
lungen handelt. Erweiterungen der be-
stehenden Nahversorger innerhalb der 
Grenzen der Zentren sind ebenfalls positiv 
zu werten, da diese i.d.R. die Zukunfts- und 
Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen Be-
triebes sichern.“ (Quelle: Einzelhandels- und Zent-
renkonzept für die Kreisstadt Saarlouis; Stand: Februar 

2019)

Im Bereich des sonstigen Sondergebietes 
SO 1 und SO 2 sind daher großflächige nah-
versorgungsrelevante Sortimente sowie 
zentrenrelevante Randsortimente bis zu 10 
% zulässig. Die Begrenzung auf 10 % zent-
renrelevante Randsortimente ist aus dem 
Einzelhandelskonzept übernommen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Nahversorgungsstandort „Am Kirchen-
bach““ liegt jedoch überwiegend außer-

halb des ausgewiesenen Nahversorgungs-
zentrums sowie außerhalb des zentralen 
Versorgungsbereiches. 

Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO sind Einzelhan-
delsbetriebe mit zentrenrelevanten Sorti-
menten gem. Saarlouiser Sortimentsliste im 
Bereich der Mischgebiete (MI 1 und MI 2) 
sowie im Bereich des Gewerbegebietes (GE) 
nicht zulässig.

Quelle: Einzelhandels- und Zentrenkonzept für die Kreisstadt Saarlouis; Stand: Februar 2019
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Nahversorger und nicht-zentrenrelevante 
Sortimente sind bis zu einer Verkaufsfläche 
von max. 400 m2 im Bereich der Mischge-
biete (MI 1 und MI 2) sowie im Bereich des 
Gewerbegebietes (GE) zulässig.

Bedingte Zulässigkeit im Bereich 
der Altlastverdachtsflächen gem. § 
9 Abs. 2 BauGB

Festsetzung

Im Bereich der Altlastverdachtsflächen sind 
die Vorhaben und Nutzungen gem. § 9 Abs. 
2 BauGB erst nach Abschluss einer Boden-
sanierungsmaßnahme zulässig, wenn eine 
Gefährdung empfindlicher Nutzungen aus-
zuschließen ist oder der Verdacht gutachter-
lich durch einen nach § 18 Bundes- Boden-
schutzgesetz zugelassenen Sachverständi-
gen ausgeräumt ist. Hierzu sind Tiefbau-
maßnahmen durch einen Sachverständigen 
gem. § 18 Bundes-Bodenschutzgesetz, 
Sachgebiete 2 - 5 der Verordnung über 
Sachverständige und Untersuchungsstellen 
für den Bodenschutz und die Altlastenbe-
handlung im Saarland / VSU in der derzeit 
gültigen Fassung (s. www.resymesa.de) zu 
begleiten. Gemäß § 4 Abs. 4 Bundes-Bo-
denschutzgesetz ist die planungsrechtlich 
zulässige Nutzung durch den v. g. Sachver-
ständigen nachzuweisen. Ein entsprechen-
des Gutachten ist dem Landesamt für Um-
welt- und Arbeitsschutz (LUA) vorzulegen. 
Das LUA erteilt die Freigabe.

Begründung

Das Kataster für Altlasten und altlastver-
dächtige Flächen weist für das Plangebiet 
mehrere Altlastenverdachtsflächen auf. Es 
besteht daher das Erfordernis, einer zeitlich 
gestaffelten städtebaulichen Entwicklung 
und Ordnung.

Die Zulässigkeit von Vorhaben und Nutzun-
gen im Bereich der Altlastverdachtsflächen 
ist so lange eingeschränkt, bis gutachterlich 
durch einen nach § 18 BBodSchG zugelas-
senen Sachverständigen mittels einer orien-
tierenden Untersuchung entweder der Ver-
dacht einer schädlichen Bodenveränderung 
ausgeräumt wird oder durch eine Bodensa-
nierungsmaßnahme eine Gefährdung emp-
findlicher Nutzungen ausgeschlossen ist.

Hierbei handelt es sich nicht um eine Bau-
sperre, da der Bedingungseintritt herbeige-
führt werden kann.

Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Höhe baulicher Anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  18  
BauNVO

Festsetzung

Siehe Plan.

Innerhalb des Plangebietes ist der maßge-
bende obere Bezugspunkt für die maximale 
Höhe die Oberkante der baulichen und 
sonstigen Anlagen.

Die Gebäudeoberkante wird definiert 
durch den höchstgelegenen Abschluss 
einer Außenwand oder den Schnittpunkt 
zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier 
geneigter Dachflächen (Firsthöhe).

Unterer Bezugspunkt ist die Höhe der 
angrenzenden Straße, gemessen an der 
straßenseitigen Gebäudemitte. Grenzen 
zwei Straßen an das Gebäude an, ist die 
niedrigere der beiden Straßenhöhen als 
Bezugspunkt zu wählen.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen 
Anlagen und Bauteile kann die zulässige 
Gebäudeoberkante überschritten werden.

Im Bereich des Gewerbegebietes (GE) sowie 
des sonstigen Sondergebietes (SO 1 und SO 
2) kann die zulässige Oberkante zudem 
durch untergeordnete Bauteile (techni-
sche Aufbauten, etc.) auf max. 10 % der 
Grundfläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 
m überschritten werden, wenn ein Abstand 
von mind. 1,5 m bis zur Gebäudekante ein-
gehalten wird.

Begründung

Neben der Festsetzung der Zahl der Vollge-
schosse wird die Höhenentwicklung im 
Plangebiet durch die Festsetzung der maxi-
malen Gebäudeoberkante innerhalb des 
Plangebietes exakt geregelt.

Die Festsetzungen leiten sich dabei weitge-
hend aus der bestehenden Bebauung des 
Plangebietes ab bzw. entsprechen im Be-
reich des SO 1 der geplanten, städtebauli-
chen Konzeption des Neubaus des 
Lidl-Marktes.

Wie bei der Begrenzung der Zahl der Vollge-
schosse wird auch mit der Festsetzung der 
Höhe baulicher Anlagen die Höhenent-
wicklung auf eine Maximale begrenzt und 
so ein relativ einheitliches Erscheinungsbild 
im Plangebiet sichergestellt sowie einer Be-
einträchtigung des Erscheinungsbilds des 
Umfelds entgegengewirkt. 

Durch die Höhenfestsetzungen wird die Ein-
heitlichkeit von Bestand und geplanter Nut-
zung gewährleistet. Einer gegenüber dem 
Bestand unverhältnismäßigen überdimen-
sionierten Höhenentwicklung wird vorge-
beugt.

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen 
Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eindeuti-
ge Bezugshöhen erforderlich, um die Höhe 
der baulichen Anlagen genau bestimmen zu 
können. Die Bezugshöhen sind der Festset-
zung zu entnehmen.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule 
inkl. der zum Betrieb erforderlichen Anlagen 
und Bauteile kann die zulässige Gebäude-
oberkante überschritten werden.

Im Bereich des Gewerbegebietes (GE) sowie 
des sonstigen Sondergebietes (SO 1 und SO 
2) kann die zulässige Oberkante zudem 
durch untergeordnete Bauteile (technische 
Aufbauten, etc.) auf max. 10 % der Grund-
fläche bis zu einer Höhe von max. 2,0 m 
überschritten werden, wenn ein Abstand 
von mind. 1,5 m bis zur Gebäudekante ein-
gehalten wird.

Der ordnungsgemäße Betrieb der baulichen 
Anlagen wird dadurch gewährleistet. 

Grundflächenzahl (GRZ)

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  19  
BauNVO

Festsetzung

Siehe Plan.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und 4 
BauNVO und § 17 Abs. 2 BauNVO innerhalb 
der Mischgebiete (MI 1 und MI 2) auf 0,6 
sowie innerhalb des Gewerbegebietes (GE) 
und der sonstigen Sondergebiete (SO 1 und 
SO 2) auf 0,8 festgesetzt.

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zu-
fahrten,
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2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO,

3. baulichen Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche, durch die das Bau-
grundstück lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen.

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die 
festgesetzte GRZ durch Garagen und Stell-
plätze mit ihren Zufahrten, durch Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 BauNVO und durch 
bauliche Anlagen unterhalb der Gelände-
oberfläche, durch die das Baugrundstück le-
diglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 
3 BauNVO) bis zu einer GRZ von 0,8 im Be-
reich der Mischgebiete (MI 1 und MI 2), so-
wie bis zu einer GRZ von 1,0 im Bereich des 
Gewerbegebietes (GE) und der sonstigen 
Sondergebiete (SO 1 und SO 2) überschrit-
ten werden.

Der Grundstücksfläche i. S. v. § 19 Abs. 3 
BauNVO sind Flächenanteile an Gemein-
schaftsanlagen hinzuzurechnen. Gemein-
schaftsanlagen sind private Anlagen, die 
einem begrenzten Kreis von Grundstücks-
eigentümern gehören, die durch die ge-
meinsame Errichtung und Unterhaltung 
einer Verpflichtung aus gesetzlichen Vor-
schriften nachkommen (z. B. Gemein-
schaftsgaragen und Gemeinschaftsstellplät-
ze).

Begründung

Die Grundflächenzahl gemäß §  19 Abs.  1 
BauNVO ist eine Verhältniszahl, die angibt, 
wie viel Quadratmeter Grundfläche je Qua-
dratmeter Grundstücksfläche zulässig sind. 
Demnach erfasst die Grundflächenzahl den 
Anteil des Baugrundstücks, der von bauli-
chen Anlagen überdeckt werden darf. Folg-
lich wird hiermit zugleich ein Mindestmaß 
an Freiflächen auf dem Baugrundstück ge-
währleistet (sparsamer Umgang mit Grund 
und Boden). 

Die Festsetzung einer GRZ von 0,6 im Be-
reich der Mischgebiete (MI 1 und MI 2) so-
wie einer GRZ von 0,8 im Bereich des Ge-
werbegebietes (GE) und der sonstigen 
Sondergebiete (SO 1 und SO 2) entspricht 
gemäß § 17 BauNVO den Orientierungs-
werten für die bauliche Nutzung in diesen 
Bereichen und wird in Anlehnung an die Be-
standsbebauung festgesetzt. Die 
Grundflächenzahl wird dabei innerhalb die-
ser Gebiete durch die Bestandsbebauung 
weitgehend eingehalten.

Die Grundflächenzahl darf gemäß BauNVO 
durch die Grundflächen von Garagen und 

Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
und baulichen Anlagen unterhalb der Ge-
ländeoberfläche, durch die das Baugrund-
stück lediglich unterbaut wird, bis zu einer 
GRZ von 0,8 im Bereich der Mischgebiete 
(MI 1 und MI 2) sowie bis zu einer GRZ von 
1,0 im Bereich des Gewerbegebietes (GE) 
sowie der sonstigen Sondergebiete (SO 1 
und SO 2) überschritten werden.

Mit der differenzierten Regelung der GRZ 
wird sichergestellt, dass lediglich unterge-
ordnete Nebenanlagen wie Stellplätze zu 
einem höheren Maß der baulichen Nutzung 
führen werden. Unvertretbaren Versiegelun-
gen durch Hauptgebäude wird damit be-
gegnet, die anteilsmäßige Flächenbegren-
zung wird gewahrt.

Der Grundstücksfläche i. S. v. § 19 Abs. 3 
BauNVO sind Flächenanteile an Gemein-
schaftsanlagen hinzuzurechnen. Gemein-
schaftsanlagen sind hierbei private Anla-
gen, die einem begrenzten Kreis von Grund-
stückseigentümern gehören, die durch die 
gemeinsame Errichtung und Unterhaltung 
einer Verpflichtung aus gesetzlichen Vor-
schriften nachkommen (z. B. Gemein-
schaftsgaragen und Gemeinschaftsstellplät-
ze).

Die Festsetzung zu versickerungsfähigen 
Belägen, Dachbegrünung, Eingrünung Stell-
plätze, etc. wirkt dem hohen Versiegelungs-
grad entgegen.

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §  20  
BauNVO

Festsetzung

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 
Abs. 2 BauNVO und § 20 BauNVO im 
Plangebiet als Höchstmaß festgesetzt.

Begründung

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes 
der baulichen Nutzung ist eine dreidimen-
sionale Maßfestsetzung notwendig. Gemäß 
§ 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschos-
se die Geschosse, die nach landesrechtli-
chen Vorschriften Vollgeschosse sind oder 
auf ihre Zahl angerechnet werden.

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich im 
Bereich der Mischgebiete (MI 1 und MI 2) 
weitestgehend an der Bestandsbebauung. 

Demnach sind innerhalb der Mischgebiete  
MI 1 und MI 2 maximal 2 Vollgeschosse zu-
lässig.

Die Festsetzung der Vollgeschosse ermög-
licht dabei insgesamt die Wahrung des Cha-
rakters des Bereiches.

Zusammen mit der Festsetzung der Höhe 
baulicher Anlagen kann vermieden werden, 
dass es durch eine Ausnutzung der 
Geschossigkeit (Staffelgeschoss, Keller) zu 
einer unerwünschten Höhenentwicklung 
kommt. Einer Beeinträchtigung des Stadt-
bilds wird damit entgegengewirkt. 

Für die Bereiche des Gewerbegebietes so-
wie der sonstigen Sondergebiete wird auf 
die Definition der Zahl der Vollgeschosse 
verzichtet. Die Regelung der maximalen Hö-
he der baulichen Anlagen ist aus städtebau-
licher Sicht für diese Bereiche ausreichend.

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Festsetzung

Siehe Plan.

Für das Plangebiet wird eine abweichende 
Bauweise (a) gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. In der abweichenden Bauweise 
ist eine Grenzbebauung bzw. eine Unter-
schreitung des Grenzabstandes zulässig.

Im Bereich der Mischgebiete (MI 1 und MI 
2) sind Gebäudelängen von maximal 50 m 
zulässig. Im Bereich des Gewerbegebietes 
(GE) sowie im Bereich der sonstigen 
Sondergebiete (SO 1 und SO 2) sind auch 
Gebäudelängen von mehr als 50 m zuläs-
sig.

Begründung

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Nachbargrenzen 
angeordnet werden. 

Für das Plangebiet wird eine abweichende 
Bauweise (a) gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. Demnach ist eine Grenzbebau-
ung bzw. eine Unterschreitung des Grenz-
abstandes zulässig.

Im Bereich der Mischgebiete (MI 1 und MI 
2) sind Gebäudelängen von maximal 50 m 
zulässig. 
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Dem gegenüber sind im Bereich des Gewer-
begebietes (GE) sowie im Bereich der sons-
tigen Sondergebiete (SO 1 und SO 2) auch 
Gebäudelängen von mehr als 50 m zuläs-
sig. Dies eröffnet ein hohes Maß an Flexibi-
lität bei der Bemessung der Baukörper, er-
möglicht eine zweckmäßige Nutzung des 
Baugebietes und resultiert zudem aus der 
bereits bestehenden Bebauung innerhalb 
dieser Gebiete (Gebäudelängen ≥ 50 m)

Überbaubare und 
nicht überbaubare 
Grundstücksflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §  23 
BauNVO

Festsetzung

Siehe Plan.

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im Bebauungsplangebiet durch die Festset-
zung von Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 
Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Ge-
bäudeteile die Baugrenze nicht überschrei-
ten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten 
Standortes zu errichten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß 
(0,5 m) kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sind untergeordnete 
Nebenanlagen und Einrichtungen (§ 14 
BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck 
der in dem Baugebiet gelegenen Grundstü-
cke oder des Baugebietes selbst dienen und 
die seiner Eigenart nicht widersprechen. Die 
zur Versorgung und Entsorgung des Bauge-
bietes dienenden Anlagen sind gem. § 14 
Abs. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässig.

Zu untergeordneten Nebenanlagen und 
Einrichtungen gehören auch Anlagen zur 
Erzeugung von Strom oder Wärme aus er-
neuerbaren Energien.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-
flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können (z. B. Stellplätze, Garagen, Car-
ports).

Stellplätze sind im Mischgebiet (MI 1 und 
MI 2) und im Gewerbegebiet (GE) zusätzlich 
auch zwischen straßenzugewandter Bau-
grenze und der Straßenbegrenzungslinie 
sowie im Mischgebiet (MI 1) und im sonsti-
gen Sondergebiet (SO 1 und SO 2) im Be-
reich der festgesetzten Stellplatzflächen zu-

lässig (vgl. Festsetzung bzgl. „Flächen für 
Stellplätze und Nebenanlagen“).

Garagen und Carports sind zwischen stra-
ßenzugewandter Baugrenze und der Stra-
ßenbegrenzungslinie generell unzulässig.

Begründung

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind 
im Bebauungsplangebiet durch die Festset-
zung von Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 
Abs. 3 BauNVO dürfen Gebäude und Ge-
bäudeteile die Baugrenze nicht überschrei-
ten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten 
Standortes zu errichten. Ein Vortreten von 
Gebäudeteilen kann allenfalls in geringfügi-
gem Ausmaß (0,5 m) zugelassen werden.

Die Festsetzungen der Baugrenzen orientie-
ren sich im Bereich des Mischgebietes (MI 1 
und MI 2) sowie im Bereich des sonstigen 
Sondergebietes (SO 2) in erster Linie an der 
bereits bestehenden Bebauung sowie im 
Bereich des Sonstigen Sondergebietes SO 1 
an der  städtebaulichen Konzeption des ge-
planten Lidl-Neubaus. 

Erweiterungsspielraum wird dabei insbe-
sondere in den rückwärtigen und Bereichen 
ermöglicht.

Im Kreuzungsbereich „Ritschstraße / Am 
Kirchenbach“ sowie im wesltichen Verlauf 
der Straße „ Am Kirchenbach“ werden zu-
dem größere überbaubare Flächen ausge-
wiesen, da hier eine Nachverdichtung denk-
bar ist.

Im Bereich des Gewerbegebietes (GE) wer-
den ebenfalls großzügigere Baufenster aus-
gewiesen, um pot. Gewerbeansiedlungen in 
Zukunft zu ermöglichen.

Untergeordnete Nebenanlagen und Einrich-
tungen sind auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig, so-
fern sie dem Nutzungszweck der in dem 
Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebiets selbst dienen und seiner Eigen-
art nicht widersprechen. Die zur Versorgung 
und Entsorgung des Baugebietes dienen-
den Anlagen sind gem. § 14 Abs. 2 BauNVO 
ausnahmsweise zulässig.  

Zu untergeordneten Nebenanlagen und 
Einrichtungen gehören auch Anlagen zur 
Erzeugung von Strom oder Wärme aus er-
neuerbaren Energien.

Das gleiche gilt für bauliche Anlagen, so-
weit sie nach Landesrecht in den Abstands-

flächen zulässig sind oder zugelassen wer-
den können.

Stellplätze sind im Mischgebiet (MI 1 und 
MI 2) und im Gewerbegebiet (GE) zusätzlich 
auch zwischen straßenzugewandter Bau-
grenze und der Straßenbegrenzungslinie 
sowie im Mischgebiet (MI 1) und im sonsti-
gen Sondergebiet (SO 1 und SO 2) im Be-
reich der festgesetzten Stellplatzflächen zu-
lässig (vgl. Festsetzung bzgl. „Flächen für 
Stellplätze und Nebenanlagen“).

Garagen und Carports sind zwischen stra-
ßenzugewandter Baugrenze und der Stra-
ßenbegrenzungslinie generell unzulässig.

Damit ist eine zweckmäßige Bebauung der 
Grundstücke mit den erforderlichen 
Nebenanlagen und Einrichtungen sicherge-
stellt, ohne gesondert Baufenster auswei-
sen zu müssen.

Flächen für Stellplätze und 
Nebenanlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. m. § 12 
BauNVO

Festsetzung

Siehe Plan.

Stellplätze und Nebenanlagen sind sowohl 
innerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen als auch in den festgesetzten Flä-
chen für Stellplätze und Nebenanlagen zu-
lässig.

Innerhalb der festgesetzten Flächen für 
Stellplätze und Nebenanlagen im sonstigen 
Sondergebiet (SO) sind Ladestationen für 
Elektromobile und Einkaufswagenboxen als 
Nebenanlagen sowie Anpflanzungen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen zulässig.

Begründung

Die Festsetzung von Flächen für Stellplätze 
und Nebenanlagen dient der Ordnung des 
ruhenden Verkehrs. Parksuch verkehr in der 
Umgebung wird somit vermieden.

Zur Gewährleistung eines reibungslosen 
Betriebsablaufes ist ein entsprechend gro-
ßes Stellplatzangebot für Kunden erforder-
lich. Dieses wird durch die getroffenen Fest-
setzungen gewährleistet.

Die Stellplatzflächen im Westen werden da-
bei durch den Lebensmittel-Discounter und 
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die Stellplatzflächen im Osten durch den Le-
bensmittel-Vollsortimenter genutzt. 

Darüber hinaus ermöglicht die Festsetzung 
die Unterbringung weiterer Anlagen und 
Einrichtungen (z. B. Einkaufswagenboxen, 
Ladestationen für Elektromobile), die für 
den ordnungsgemäßen Betriebs ablauf der 
Geschäfte erforderlich sind.

Anpflanzungen von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen sind inner-
halb der Flächen ebenfalls zulässig.

Höchstzulässige Zahl der 
Wohn einheiten je Wohngebäu-
de

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB

Festsetzung

Im Bereich der Mischgebiete (MI 1 - 2) sind 
je Wohngebäude maximal 8 Wohneinheiten 
zulässig.

Begründung

Eine Beschränkung der zulässigen Zahl der 
Wohneinheiten im Bereich der Mischgebie-
te (MI 1 und MI 2) auf max. 8 Wohneinhei-
ten je Wohngebäude verhindert die Entste-
hung von Gebäuden mit einer Vielzahl von 
Wohnungen.

Zugleich wird damit jedoch die Realisierung 
von Mehrfamilienhäusern ermöglicht, was 
der gewünschten Verdichtung in dem Be-
reich entspricht.

Öffentliche Straßenverkehrs-
fläche

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Festsetzung

Siehe Plan.

Die innerhalb des Plangebietes liegenden 
Straßen (Ritschstraße, Am Kirchenbach) 
werden im Bestand übernommen.

Begründung

Die innerhalb des Plangebiets liegenden 
Straßen (Am Kirchenbach, Ritschstraße) 
werden als öffentliche Straßenverkehrsflä-
chen festgesetzt und damit im Bestand ge-
sichert.

Flächen für Versorgungsanla-
gen; hier: Umspannstation und 
Gasregelstation der Stadtwerke 
Saarlouis

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB

Festsetzung 

Siehe Plan.

Im Bereich der Straße „Am Ölwerkweg“ 
befinden sich Anlagen der Stadtwerke 
Saarlouis (Umspannstation und Gasregel-
station). Diese werden als Flächen für Ver-
sorgungsanlagen festgesetzt und damit im 
Bestand gesichert.

Begründung

Die im Bereich der Straße „Am Ölwerkweg“ 
befindlichen Anlagen der Stadtwerke Saar-
louis (Umspannstation und Gasregelsta-
tion) werden als Flächen für Versorgungs-
anlagen festgesetzt und damit im Bestand 
gesichert.

Versorgungsflächen / -anlagen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB i. V. m. § 14 
Abs. 2 BauNVO

Festsetzung

Nebenanlagen, die der Versorgung des Ge-
bietes mit Elektrizität (z. B. Trafo-Station) 
und / oder der E-Mobilität dienen, sind in-
nerhalb des Geltungsbereichs des 
Plangebietes, ausnahmsweise auch außer-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig, auch soweit für sie keine besonde-
ren Flächen festgesetzt sind (s. auch Fest-
setzung Fläche für Stellplätze und 
Nebenanlagen). 

Begründung

Mit der Festsetzung soll sichergestellt wer-
den, dass das Plangebiet zukünftig mit 
Elektrizität versorgt werden kann ohne ge-
sonderte Flächen hierfür festzusetzen.

Unterirdische Versorgungslei-
tungen; hier: EVS-Kanal

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

Festsetzung

Siehe Plan. 

Der innerhalb des Plangebietes liegende 
EVS-Kanal wird im Bestand übernommen.

Begründung

Der innerhalb des Plangebietes liegende 
EVS-Kanal wird als untermische Versor-
gungsleitung festgesetzt und damit im Be-
stand gesichert.

Private Grünflächen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Festsetzung

Siehe Plan.

Begründung

Die Festsetzung der privaten Grünfläche 
dient der Eingrünung des sonstigen 
Sondergebietes (SO 1). 

Die städtebauliche Konzeption zum geplan-
ten Neubau des Lidl-Marktes sieht ebenfalls  
die Eingrünung der Fläche vor.

Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Festsetzung

Gehölzrodung außerhalb der Brut- und 
Setzzeiten bzw. der Zeit der 
Sommerquartiernahme: Die Baufeld-
räumung/Rodung von Gehölzen darf gem. 
§ 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG nur außerhalb 
der Brut- und Setzzeiten im Zeitraum vom 
1. Oktober bis 28. Februar erfolgen. Das 
gesamte Rodungsmaterial ist innerhalb des 
o. g. Zeitraums von der Fläche abzutrans-
portieren.

Insektenfreundliche Beleuchtung: 
Beleuchtungen an Straßen und Wegen, 
Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen 
und Grundstücke sowie beleuchtete oder 
lichtemittierende Werbeanlagen sind i.S.d. 
§ 41a BNatschG technisch und konstruktiv 
so anzubringen, mit Leuchtmitteln zu ver-
sehen und so zu betreiben, dass Tiere und 
Pflanzen wild lebender Arten vor nachteili-
gen Auswirkungen durch Lichtimmissionen 
geschützt sind.

Nisthilfen: Innerhalb des Mischgebietes (MI 
1) ist je Gebäude mind. eine Nisthilfe und 
im Bereich des Mischgebietes (MI 2), des 
Gewerbegebietes (GE) sowie der sonstigen 
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Sondergebiete (SO 1 und SO 2) sind je 
Gebäude mind. zwei Nisthilfen für 
Gebäudebrüter (Vögel / Fledermäuse) zu 
installieren, dauerhaft zu erhalten und bei 
Abgang gleichwertig zu ersetzen.

Reduzierung der Versiegelung: Im Bereich 
des Mischgebietes (MI) ist der Anteil befes-
tigter Flächen auf ein Mindestmaß zu 
beschränken: Kfz-Stellplätze sind ein-
schließlich ihrer Zu- und Abfahrten aus-
schließlich in wasserdurchlässigen Belägen 
(z. B. Splittfugenpflaster oder offenporiges 
Wabenfugenpflaster) und versickerungsfä-
higem Unterbau auszuführen. Ausnahmen 
können aus Gründen der Barrierefreiheit 
zugelassen werden.

Schutz des Bodens und des Grundwassers: 
Zum Schutz vor Schadstoffeinträgen sind 
bei Bauarbeiten im Wasserschutzgebiet 
austretende Schmier- oder Treibstoffe sofort 
aufzunehmen und sachgerecht zu entsor-
gen. Bei Einsatz von Baumaschinen mit 
Hydraulikleitungen ist ein Havarie Container 
vorzuhalten, um bei Platzen von 
Hydraulikschläuchen zeitnah vor Ort das 
Ausmaß des Schadens begrenzen zu kön-
nen. Allgemein ist auf einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen zu achten.

Überprüfung auf realen Besatz: Bei größe-
ren Bauarbeiten an bestehenden Gebäuden 
(insb. Abriss, Dach- oder Fassaden-
erneuerung) sind die Belange des 
Artenschutzes zu prüfen. Vor Abriss ist 
durch einen faunistischen Gutachter zu 
prüfen, ob das Gebäude von geschützten 
Arten besiedelt wird. Ggf. sind durch den 
Gutachter geeignete Zeiträume für die 
Arbeiten festzulegen. 
Sollte ein Besatz von Gebäuden mit pla-
nungsrelevanten Arten festgestellt werden, 
sind ggfs. CEF-Maßnahmen (Ausbringung 
von Nisthilfen / Ersatzquartieren) notwen-
dig. Das weitere Vorgehen ist hierbei mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde abzu-
stimmen.

Begründung

Die festgesetzten Maßnahmen dienen der 
Minimierung der Umweltwirkungen im All-
gemeinen und der Vermeidung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 BNatSchG.

Zum Schutz potenziell vorkommender pla-
nungsrelevanter Arten (u. a. Gebäudebrüter, 
Fledermäuse, Insekten) innerhalb des 
Plangebietes werden daher vorsorglich ent-

sprechende, artenschutzrechtlich begründe-
te Maßnahmen festgesetzt.

Die Festsetzung versickerungsfähiger Belä-
ge dient der Reduzierung des Versiege-
lungsgrads und der Minimierung des Ober-
flächenabflusses.

Maßnahmen für erneuerbare 
Energien

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 23B BauGB

Festsetzung

Innerhalb des Plangebietes sind auf jeweils 
mindestens 50 % der Dachflächen von 
Neubauten Photovoltaikanlagen zu errich-
ten. Dies gilt auch für die Dachflächen 
sonstiger baulicher Anlagen wie Carports, 
Garagen und Nebengebäude mit einer 
Fläche von jeweils mehr als 30 m2.

Die mindestens zu errichtende Fläche von 
Photovoltaikanlagen kann auch auf nur 
einer oder mehreren baulichen Anlagen 
errichtet werden, wenn sichergestellt 
ist, dass insgesamt eine Fläche errichtet 
wird, die 50 % der Dachflächen auf dem 
Baugrundstück entspricht.

Begründung

Durch die Vorgabe der verbindlichen Rea-
lisierung von Photovoltaikanlagen auf den 
Dachflächen der Gebäude wird die Energie-
gewinnung aus solarer Strahlungsenergie 
zugunsten einer nachhaltigen Entwicklung 
des Gebietes sichergestellt und dadurch zu-
gleich ein Beitrag zum Klimaschutz gewähr-
leistet.

Aufgrund der stetig gesunkenen Preise für 
PV-Technik, den geringen Wartungsaufwen-
dungen für PV-Anlagen und den gesetzli-
chen Rahmenbedingungen (z.B. EEG) ist 
nach ihrer Amortisation die Eigenversor-
gung mit Photovoltaik deutlich kostengüns-
tiger als Netzstrom vom Stromanbieter. Die 
verbindliche Festsetzung der Errichtung von 
Photovoltaikanlagen auf den Dachflächen 
der neu zu errichtenden Gebäude innerhalb 
des Plangebietes ist somit wirtschaftlich zu-
mutbar. 

Durch die Installation und Nutzung von 
Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung 
wird die langfristige Bezahlbarkeit der Ener-
gieversorgung in Gebäuden durch eine Sta-
bilität der Energiepreise gesichert. Die In-
vestitionskosten der Anlagen sind dabei 
kalkulierbar und solare Strahlungsenergie 

regeneriert sich im Gegensatz zu fossilen 
Brennstoffen 

Eine anteilige Eigenversorgung entlastet die 
Übertragungsnetze, reduziert Abhängigkei-
ten von fossilen Brennstoff-Lieferketten und 
leistet einen Beitrag zu den nationalen Kli-
maschutzziele gem. Klimaschutzgesetz.

Der Eingriff in die Baufreiheit und die Eigen-
tumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) ist daher 
zumutbar und trägt überdies zu einer so-
zialgerechten Bodennutzung (§ 1 Abs. 5 S. 1 
BauGB) bei.

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 A i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 
20 BauGB

Festsetzung

Innerhalb des Plangebietes sind 
Stellplatzanlagen bei Neuerrichtung durch 
die Pflanzung von Laubbaumhochstämmen 
nach den Vorgaben der Freiflächen-
gestaltungssatzung zu begrünen. Die 
Baumpflanzungen sind dauerhaft zu erhal-
ten und fachgerecht zu pflegen. Ausfälle 
sind durch gleichartige Bäume zu ersetzen.

Zudem sind alle nicht überbaubaren 
Grundstücksflächen, die nicht für Zufahrten, 
Stellplätze und Nebenanlagen benötigt wer-
den, gärtnerisch anzulegen und zu begrü-
nen. Die Freiflächengestaltungssatzung der 
Kreisstadt Saarlouis ist zu beachten.

Für Anpflanzungen sollen geeignete 
standortgerechte Gehölze der angefügten 
Pflanzliste verwendet werden, da diese eine 
wesentlich höhere ökologische Wertigkeit 
besitzen und einen wichtigen Beitrag zum 
Arten- und Biotopschutz leisten.

Pflanzliste:

Für die Hochstämme können folgende 
Arten verwendet werden:

• Bergahorn (Acer pseudoplatanus),

• Feldahorn (Acer campestre),

• Spitzahorn (Acer platanoides),

• Großlaubige Mehlbeere (Sorbus aria),

• Vogelkirsche (Prunus avium),

• Silberlinde (Tilia tomentosa),

• Winterlinde / Amerikanische Stadtlinde 
(Tilia cordata),

• hochstämmige Obstbäume.
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Geeignete Sorten von hochstämmi-
gen Obstbäumen sind ausführlich in 
der Broschüre „Obstsorten für den 
Streuobstbau in Rheinland-Pfalz“ (2018) 
(https://www.streuobst-verbindet.de/
wp-content/uploads/2021/10/Streuobst_
Sortenliste_RLP_2018.pdf) in der Liste mit 
empfehlenswerten Apfel- und Birnensorten 
des Verbandes der Gartenbauvereine 
Saarland (www.gartenbauvereine.de/saar-
land_rheinland-pfalz/index.php/streuobst-
sorten) und in der Broschüre „Apfelsorten 
im Saarland“ des für Umwelt zuständigen 
Ministeriums des Saarlandes beschrieben.

Mindestqualität der Hochstämme: 
3-mal verpflanzt, mindestens 14-16 cm 
Stammumfang (StU) gemessen in 1 m 
Höhe.

Bei gebietsheimischen Gehölzarten sind 
ausschließlich Gehölze mit der regiona-
len Herkunft „Westdeutsches Bergland 
und Oberrheingraben“ (Region 4) nach 
dem „Leitfaden zur Verwendung gebiets-
eigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012) zu 
verwenden. Eventuelle Ausfälle bei der 
Bepflanzung sind durch Neuanpflanzungen 
zu ersetzen.

Bei Saatgutmischungen ist darauf zu ach-
ten, dass es sich um zertifiziertes Regio-
Saatgut aus dem Ursprungsgebiet „ 
Oberrheingraben mit Saarpfälzer Bergland“ 
(UG 9) handelt.

Ab einer Dachfläche von 50 m2 müs-
sen Flachdächer flächig und dauerhaft 
begrünt werden. Garagen mit Flachdächern 
sind unabhängig ihrer Größe in jedem 
Fall zu begrünen. Die Substratschicht 
muss eine Mindesthöhe von 8 cm auf-
weisen. Die begrünte Fläche muss mind. 
75 % der Gesamtdachfläche betragen. 
Dachstellplätze, notwendige technische 
Anlagen, Lichtschächte und nutzba-
re Freibereiche auf den Dächern sowie 
Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie, 
wenn diese flach auf dem Dach auf-
liegen, werden bei der Berechnung der 
Gesamtdachfläche nicht angerechnet.

Im Bereich des Gewerbegebietes (GE) 
sowie des sonstigen Sondergebietes (SO) 
sind bei Neubauten zudem die Fassaden 
zu begrünen.

Begründung

Aufgrund der zentralen Lage des 
Plangebietes inmitten des bebauten 
Siedlungskörpers von Roden und Fraulau-
tern ist die hochwertige und qualitätsvolle 

Ausgestaltung der Freiräume von besonde-
rer Bedeutung.

Mit den getroffenen grünordnerischen Fest-
setzungen wird die Entwicklung ökologisch 
hochwertiger Pflanzungen mit Mehrwert für 
das Landschafts- und Stadtbild erzielt und 
der Eingriff in die Natur und Landschaft re-
duziert.

Ab einer Dachfläche von 50 m2 müssen 
Flachdächer flächig und dauerhaft begrünt 
werden. Garagen mit Flachdächern sind un-
abhängig ihrer Größe in jedem Fall zu be-
grünen. Zudem sind im Bereich des Gewer-
begebietes (GE) sowie des sonstigen Son-
dergebietes (SO) bei Neubauten zudem die 
Fassaden zu begrünen.

Die Freiflächengestaltungssatzung der 
Kreisstadt Saarlouis ist zudem zu beachten.

Erhalt von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25B BauGB

Festsetzung

Siehe Plan.

Naturraumtypische und standortgerechte 
Gehölze sind, sofern es der Gesundheitszu-
stand erlaubt und die Verkehrssicherheit ge-
währleistet ist, zu erhalten und in die Pla-
nung zu integrieren. Die Baumschutzsat-
zung der Kreisstadt Saarlouis ist zu beach-
ten.

Begründung

Die Festsetzung zum Erhalt von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
dient dem Erhalt der naturraumtypischen 
und gebietsprägenden Gehölze im 
Plangebiet. 

Bäume mit einem Stammumfang von 60 
und mehr cm sind dabei grundsätzlich 
durch die Baumschutzsatzung der Kreis-
stadt Saarlouis geschützt.

Festsetzungen aufgrund landes-
rechtlicher Vorschriften (gemäß 
§  9 Abs. 4 BauGB i.V.m. SWG 
und LBO)

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 
4 BauGB i.V.m § 85 LBO)

Für Bebauungspläne können gemäß § 9 
Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 Abs. 4 der saarlän-
dischen Landesbauordnung (LBO) gestalte-
rische Festsetzungen getroffen werden.

Festsetzung

• Unzulässig sind Fassadenverkleidungen 
sowie Dacheindeckungen aus glänzen-
den / reflektierenden Materialien.

• Offene Einfriedungen bis 2,0 m Höhe 
sind entlang der Straßen allgemein zu-
lässig.

• Werbeanlagen:

 - Wechselbild sowie blinkende und 
sich dauerhaft bewegende Leucht-
kästen sind innerhalb des 
Plangebietes grundsätzlich unzu-
lässig. 

 - Ebenso sind Werbeanlagen als di-
gitale Werbetafeln - mit Ausnah-
me von kommunalen Informa-
tionstafeln - innerhalb des 
Plangebietes unzulässig.

 - Im Bereich des Mischgebietes (MI 
1) sind Werbeanlagen als Plakat-
wände generell unzulässig.

 - Im Bereich des Mischgebietes (MI 
2), des Gewerbegebietes (GE) so-
wie der sonstigen Sondergebiete 
(SO 1 und SO 2) ist je Gebäude 
maximal 1 Plakatwand zulässig. 
Die Plakatwand darf eine maxima-
le Größe von 6,00 m2 aufweisen 
und muss fest mit der Fassade des 
Gebäudes verbunden sein. Eine 
Beleuchtung der Plakatwand ist 
zulässig, die Beleuchtung darf da-
bei jedoch nur aus der Plakatwand 
selbst erfolgen.

Begründung

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den  Bebauungsplan 
aufgenommen. Diese Festsetzungen ver- 
meiden gestalterische Negativwirkungen 
auf das Stadt- und Landschaftsbild. 

Die getroffenen minimalen Einschränkun-
gen bei der Dach- und Fassadengestaltung 
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sollen Auswüchse (z.B. glänzende Materia-
len) verhindern.

Als Einfriedung wird allgemein eine Anlage 
an oder auf der Grundstücksgrenze be- 
zeichnet, die das Grundstück nach außen 
hin abgrenzt und gegen Einwirkungen 
schützt (z. B. Zaun, Mauer). Die Festsetzung 
bzgl. der Gestaltung der Einfriedungen dient 
der Sicherung eines harmonischen Gesamt-
eindrucks in dem Gebiet und verhindert 
eine überdimensionierte Höhenentwicklung.

Werbeanlagen werden nicht generell aus-
geschlossen. Das Aufstellen von Werbeanla-
gen wird lediglich nach Art und Ausgestal-
tung beschränkt. Dies vermeidet eine domi-
nierende Wirkung von Werbeanlagen. Hin-
sichtlich der getroffenen Regelungsintensi-
tät wird dabei zwischen dem überwiegend 
wohnbaulich genutzten Bereich (MI 1) so-
wie dem überwiegend gewerblich gepräg-
ten Bereich (MI 2, GE, SO 1 und SO 2) unter-
schieden.

Die Werbeanlagen- und Warenautomaten-
satzung der Kreisstadt Saarlouis ist zu be-
achten.

Niederschlagswasserbeseitigung

Festsetzung

• Neubauvorhaben und Erweiterungs-
bauten müssen im modifizierten 
Mischsystem entwässern.

• Das auf dem Grundstück anfallende 
Niederschlagswasser ist vollständig auf 
dem Grundstück zu versickern.

• Der rechnerische Nachweis muss ent-
sprechend DWA-Arbeitsblatt 138 für 
ein 5-jähriges Regenereignis anhand 
der ermittelten, abflusswirksamen 
Grundstücksflächen und den aus dem 
örtlichen Baugrundgutachten resultie-
renden Versickerungsraten erfolgen.

• Sollte eine Versickerung technisch oder 
rechtlich nicht möglich sein, ist das an-
fallende Niederschlagswasser durch ge-
eignete Maßnahmen (z. B. Dachbegrü-
nung, Retentionszisternen, etc.) auf 
dem Grundstück zurückzuhalten und im 
Regelfall auf maximal 1l/s gedrosselt 
der vorhandenen Kanalisation zuzufüh-
ren. Der rechnerische Nachweis muss 
entsprechend DWA-Arbeitsblatt 117 für 
ein 5- jähriges Regenereignis anhand 
der ermittelten Grundstücksflächen und 
dem Drosselabfluss in Höhe von maxi-
mal 1 l/s und einer Drosselabflussspen-
de von minimal 2l/(sxha) erfolgen. Un-
abhängig vom Ergebnis des rechneri-

schen Nachweises beträgt das zu schaf-
fende, ständig auf dem Grundstück 
vorzuhaltende, Mindestrückhaltevolu-
men 5 Kubikmeter. Die erforderlichen 
Anlagen müssen den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik entspre-
chen.

• Der entsprechende rechnerische Nach-
weis ist dem Abwasserwerk der Kreis-
stadt Saarlouis mit dem erforderlichen 
Entwässerungsgesuch zur Genehmi-
gung einzureichen.

• Die geplanten Grundstücksoberflächen 
(Zufahrten, Stellplätze, Wege, etc.) müs-
sen versickerungsfähig hergestellt wer-
den und dürfen nicht auf öffentliche 
Wege und Straßen entwässern.

• Im Bereich der Altlastenverdachtsflä-
chen entscheidet das Landesamt für 
Umwelt- und Arbeitsschutz über die Zu-
lässigkeit der Versickerung.

Begründung

Oberflächenabflüsse von Starkregenereig-
nissen sind einem kontrollierten Abfluss zu-
zuführen. Für die benachbarten Grundstü-
cke darf kein zusätzliches Risiko durch un-
kontrollierte Überflutungen entstehen. Dies 
ist auch während der Bauphase zu berück-
sichtigen. 

Neu versiegelte oder überplante Grund-
stücksnebenflächen (Zufahrten, Stellplätze, 
Wege, etc.) müssen versickerungsfähig her-
gestellt werden und dürfen nicht auf öffent-
liche Wege und Straßen entwässern. 

Sämtliches, auf dem Grundstück anfallen-
des, Niederschlagswasser ist auf dem 
Grundstück örtlich zu versickern. Der rech-
nerische Nachweis muss entsprechend 
DWA-Arbeitsblatt 138 für ein 5-jähriges Re-
genereignis anhand der ermittelten 
Grundstücksflächen und den aus dem örtli-
chen Baugrundgutachten resultierenden 
Versickerungsraten erfolgen.

Bei Altlasten oder altlastenverdächtigen 
Flächen muss bezüglich der Versickerung 
des Niederschlagswassers vorab die Unbe-
denklichkeit geklärt werden. Die Freigabe 
erteilt das LUA.

Sollte eine Versickerung technisch oder 
rechtlich nicht möglich sein, ist das anfal-
lende Niederschlagswasser durch geeignete 
Maßnahmen (z.B. Dachbegrünung, Reten-
tionszisternen, etc.) auf dem Grundstück 
zurückzuhalten und im Regelfall auf 1l/s ge-
drosselt der vorhandenen Kanalisation zu-
zuführen. Der rechnerische Nachweis muss 

entsprechend DWA-Arbeitsblatt 117 für ein 
5-jähriges Regenereignis anhand der ermit-
telten Grundstücksflächen und dem Dros-
selabfluss in Höhe von maximal 1 l/s und 
einer Drosselabflussspende von minimal 2 l/
(sxha) erfolgen. Unabhängig vom Ergebnis 
des rechnerischen Nachweises beträgt das 
zu schaffende, ständig auf dem Grundstück 
vorzuhaltende, Mindestrückhaltevolumen 5 
Kubikmeter.

Die erforderlichen Anlagen müssen den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik 
entsprechen.

Der entsprechende rechnerische Nachweis 
hierzu ist dem Abwasserwerk der Kreisstadt 
Saarlouis vorzulegen.

Die Versickerung von Niederschlagswasser 
stellt eine Gewässerbenutzung in Form der 
Einleitung ins Grundwasser dar und bedarf 
ggfs. der Erlaubnis durch das Landesamt für 
Umwelt und Arbeitsschutz (LUA) in Saarbrü-
cken.

Kennzeichnungen gem. § 9 Abs. 
5 BauGB

Altlastverdachtsflächen

Inhalte

Für das Plangebiet weist das Kataster für 
Altlasten und altlastverdächtige Flächen 
folgende Einträge auf:

• SLS_1909 „Thermometer- u. med. Glas-
instrumente Finkler, Herstellung und 
Verarbeitung von Glas“ (Status Konta-
minationsverdacht / KV),

• SLS_4535„Bauunternehmen Schneider 
& Co. GmbH, Siloanlagen Landwirt-
schaft“ (Status KV),

• SLS_4385 „Saarlouiser Glockengießerei 
GmbH, Metallgießerei“(Status KV),

• SLS_4540 „Gaswerk Saarlouis“(Status 
KV),

• SLS_4397 „Saarl. Tapetenfabrik“ 
(Standort wurde gelöscht und archi-
viert)

Erläuterung

Das Kataster für Altlasten und altlastver-
dächtige Flächen weist für das Plangebiet 
mehrere Einträge auf.



Bebauungsplan „Nahversorgungsstandort „Am Kirchenbach““, Saarlouis 25 www.kernplan.de

Diese werden als Kennzeichnung gem. § 9 
Abs. 5 BauGB in den Bebauungsplan aufge-
nommen.
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das 
Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB 
von besonderer Bedeutung. Danach muss 
die Kommune als Planungsträgerin bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplans die öf-
fentlichen und privaten Belange gegenein-
ander und untereinander gerecht abwägen. 
Die Abwägung ist die eigentliche Planungs-
entscheidung. Hier setzt die Kommune ihr 
städtebauliches Konzept um und entschei-
det sich für die Berücksichtigung bestimm-
ter Interessen und die Zurückstellung der 
dieser Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

• Sammlung des Abwägungsmaterials

• Gewichtung der Belange

• Ausgleich der betroffenen Belange

• Abwägungsergebnis

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Lebensbedingungen vor-
findet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-
einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 

Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Die Festsetzungen wurden so gewählt, dass 
künftige Vorhaben hinsichtlich Art und Maß 
der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie 
der überbaubaren Grundstücksfläche der 
bestehenden Gebäudetypologie entspre-
chen. Somit wird der Charakter des Gebie-
tes erhalten. Zusätzlich werden durch die im 
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen 
jegliche Nutzungen ausgeschlossen, die in-
nergebietlich oder im direkten Umfeld zu 
Störungen und damit Beeinträchtigungen 
führen können.

Die derzeit im Geltungsbereich vorhande-
nen Nutzungen sind auch in Zukunft zuläs-
sig, es kommt zu keiner gravierenden Ände-
rung der vorhandenen Situation. Mit einem 
erheblichen zusätzlichen Verkehrsaufkom-
men ist ebenfalls nicht zu rechnen.

Der Bebauungsplan dient lediglich zur Ak-
tualisierung der Planungsgrundlagen und 
der Anpassung an die aktuelle BauNVO und 
das Einzelhandels- und Zentrenkonzept. 
Eine wesentliche Änderung gegenüber dem 
Status quo erfolgt nicht. 

Auflagen zum Lärmschutz können dann 
einzelfallbezogen im Baugenehmigungsver-
fahren erfolgen (z. B. Einhausung Anliefe-
rung / Einhausung techn. Aufbauten).

Es kommt somit zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse durch die vorgesehene Pla-
nung.

Auswirkungen auf die Erhaltung, Ge-
staltung und Erneuerung des Stadt- 
und Landschaftsbildes

Das Stadt- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst.

Mit dem Bebauungsplan und seinen Fest-
setzungen wird die bestehende Baustruktur 
im Geltungsbereich vielmehr entsprechend 
ihrer Nutzungsstruktur festgesetzt und so-
mit im Bestand gesichert.

Hierzu sind insbesondere Festsetzungen 
hinsichtlich der Art und des Maßes der bau-
lichen Nutzung, der Bauweise sowie der 

überbaubaren Grundstücksflächen und ört-
lichen Bauvorschriften getroffen worden.

Für das Gebiet existiert zwar bereits ein 
rechtskräftiger Bebauungsplan aus dem 
Jahr 1966. Seit 1977 gibt es jedoch eine 
neue Fassung der BauNVO, zudem wurde 
zwischenzeitlich ein Einzelhandels- und 
Zentrenkonzept für die Kreisstadt Saarlouis 
erstellt. 

Ziel des Bebauungsplanes ist daher in erster 
Linie die Aktualisierung der Planungsgrund-
lagen und die Anpassung an die aktuelle 
BauNVO und das Einzelhandels- und Zent-
renkonzept. Eine wesentliche Änderung 
gegenüber dem Status quo erfolgt nicht. 

Nachteilige Auswirkungen auf das Stadt- 
und Landschaftsbild sind somit nicht zu er-
warten.

Auswirkungen auf die Belange der 
Wirtschaft / des Gewerbes

Durch den Bebauungsplan wird der be-
stehende Zulässigkeitsmaßstab im 
Plangebiet nicht wesentlich verändert. Die 
derzeit im Geltungsbereich vorhandenen 
gewerblichen Nutzungen sind auch in Zu-
kunft weitgehend zulässig, es kommt zu 
keiner gravierenden Änderung der vorhan-
denen Situation. 

Gegenüber dem rechtskräftigen Bebau-
ungsplan erfolgt lediglich in drei Teilberei-
chen eine Änderung der Gebietsart. Die 
Festsetzung des Sondergebietes (ursprüng-
lich als Misch- und Gewerbegebiet ausge-
wiesen) ist dabei der Novellierung der 
BauNVO geschuldet. Zudem wird im westli-
chen Teilbereich sowie im Bereich angren-
zend an den „Ölwerkweg“ eine ursprüngli-
che gewerbliche Fläche nun als Mischgebiet 
festgesetzt. Damit wird in den jeweiligen 
Bereichen der Bestandssituation Rechnung 
getragen.

Hinsichtlich des Nahversorgungsstandortes 
„Am Kirchenbach“ schaffen die getroffe-
nen Festsetzungen vielmehr die Vorausset-
zungen zur planungsrechtlichen Zulässig-
keit und Realisierung des geplanten Neu-
baus des Lebensmittel-Discounters sowie 
die planungsrechtliche Sicherung des be-
stehenden Lebensmittel-Vollsortimenters.

Auswirkungen des Bebauungsplans, Abwägung
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Der Nahversorgungsstandort wird damit 
langfristig gesichert.

Es sind somit keine erheblich nachteiligen 
Auswirkungen auf die Belange der Wirt-
schaft / des Gewerbes zu erwarten.

Die gesetzliche Sieben-Jahres-Frist für eine 
Entschädigung für planerische Eingriffe in 
alle potenziell zulässigen Nutzungen ist be-
reits abgelaufen.

Auswirkungen auf die Belange von 
Grund und Boden 

Bei der vorliegenden Planung handelt es 
sich in erster Linie um eine Bestands-Fest-
schreibung sowie um die pot. Nachverdich-
tung von Flächen (Baulücken) im infrastruk-
turell erschlossenen Innenbereich.

Die Priorisierung der Innenentwicklung und 
die Wiedernutzbarmachung von brachlie-
genden Flächen sind zentrale Aspekte der 
Bodenschutzklausel (vgl. § 1 Abs. 5 S. 3 
BauGB und § 1a Abs. 2 S. 1 BauGB). Durch 
die vorgesehene Innenentwicklung wird 
perspektivisch die Inanspruchnahme von 
Flächen im Außenbereich verhindert (spar- 
samer Umgang mit Grund und Boden gem. 
§ 1a Abs. 2 BauGB). Dies ist ein wichtiger 
Beitrag zur Reduzierung des Flächenver-
brauchs und zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen.

Darüber hinaus trifft der Bebauungsplan 
Festsetzungen zur Begrenzung der Versie-
gelung, um einen schonenden Umgang mit 
Grund und Boden zu gewährleisten und die 
ökologischen Bodenfunktionen zu erhalten, 
soweit wie es mit der Planung vereinbar ist.

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Bei dem Plangebiet handelt es sich um ein 
bereits größtenteils bebautes und erschlos-
senes Gebiet in zentraler Lage der Stadttei-
le Roden und Fraulautern.

Der Geltungsbereich weist durch die be-
stehenden Nutzungen auf der Fläche selbst 
sowie in der unmittelbaren Umgebung (ge-
werbliche Nutzungen, Bahnlinie) mit den 
entsprechenden Überbauungen und Versie-
gelungen, Bewegungsunruhen sowie Lärm-
emissionen und den daraus resultierenden 
Störungen bereits eine starke Vorbelastung 
auf.

Aufgrund dieses hohen Störgrades sowie 
der Biotop- und Habitatausstattung sind 
keine abwägungs- oder artenschutzrechtlich 
relevanten Tier- und Pflanzenarten, insbe-

sondere keine Fortpflanzungsräume streng 
geschützter Vogelarten, zu erwarten.

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass umweltschützende Belange durch die 
Planung nicht negativ beeinträchtigt wer-
den.

Bezüglich der Einbringung ökologischer 
Qualitäten in das Plangebiet (u. a. Dach- 
und Fassadenbegrünung; Anbringung von 
Nisthilfen) wird auf die Begründung der ge-
troffenen Festsetzungen verwiesen.

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Negative Auswirkungen auf den Verkehr 
sind durch die Planung nicht zu befürchten.

Durch das Planvorhaben entsteht kein er-
hebliches zusätzliches Verkehrsaufkommen, 
auch der Anschluss an das örtliche und 
überörtliche Straßennetz besteht bereits.

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den durch die Planung ebenfalls nicht be-
einträchtigt.

Das Gebiet ist bereits vollständig an das 
örtliche System der Ver- und Entsorgung an-
geschlossen.

Aufgrund der Belastungssituation der Ka-
nalisation erfolgt die Abwasserbeseitigung 
im Plangebiet im modifizierten Mischsystem.

Das Schmutzwasser ist in den bestehenden 
Mischwasserkanal einzuleiten. Das auf dem 
Grundstück anfallende Niederschlagswasser 
ist vollständig auf dem Grundstück örtlich 
zu versickern. Sollte eine Versickerung tech-
nisch oder rechtlich nicht möglich sein, ist 
das anfallende Niederschlagswasser durch 
geeignete Maßnahmen (z. B. Dachbegrü-
nung, Retentionszisternen, etc.) auf dem 
Grundstück zurückzuhalten und gedrosselt 
der vorhandenen Kanalisation zuzuführen 
(Mischwasserkanal). Dies dient der Entlas-
tung des städtischen Entsorgungssystems 
und des Wasserkreislaufs.

Sollte ein neu herzustellender Kanalan-
schluss erforderlich werden, muss dieser mit 
dem Amt für Tiefbauwesen (Abteilung Ab-
wasserwerk) der Kreisstadt Saarlouis abge-
stimmt werden.

Für die Bereiche Ritschstraße und „Am Kir-
chenbach“ zwischen Ritschstraße und Ro-
dener Straße muss ein neuer Kanalan-
schluss zusätzlich mit dem Entsorgungsver-
band Saar (EVS) abgestimmt werden.

Auswirkungen auf Belange des 
Klimas

Wesentlich negative Auswirkungen auf die 
Belange des Klimaschutzes können weitge-
hend ausgeschlossen werden. Das Gebiet 
ist schon heute bereits überwiegend bebaut 
bzw. versiegelt und vollständig erschlossen.

Eine weitere Bebauung und damit größere 
Neuversiegelung ist ausschließlich im west-
lichen Bereich des Plangebietes - im Bereich 
der Straße „Am Kirchenbach“ denkbar. Die 
Baufenster im restlichen Plangebiet lassen 
dem gegenüber in erster Linie geringfügige 
Erweiterungen der bestehenden Bausubs-
tanz zu. 

Im Bereich des Gewerbegebietes finden 
sich im Bestand zwar ebenfalls größere, un-
bebaute Flächen. Hierbei handelt es sich je-
doch größtenteils um Stellplatz- und Lager-
flächen bestehender Gewerbebetriebe. Die-
se Flächen sind fast vollständig versiegelt. 

Innerhalb des Plangebietes ist die Nutzung 
von Solarenergie auf den Dachflächen ver-
bindlich vor geschrieben. Zudem sind Stell-
platzflächen, Flachdächer und flachgeneig-
te Dächer sowie Fassaden von Gewerbe-
bauten bei Neuerrichtung zu begrünen.  Da-
mit wird ein Beitrag zum Klimaschutz ge-
leistet.

Darüber hinaus ist die Freiflächengestal-
tungssatzung zu beachten.

Auswirkungen auf die Belange des 
Hochwasserschutzes und der Hoch-
wasservorsorge, insbesondere die 
Vermeidung und Verringerung von 
Hochwasserschäden

In Anbetracht der klimatischen Veränderun-
gen wird vorsorglich darauf hingewiesen, 
dass die Oberflächenabflüsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten 
Abfluss zugeführt werden. Den umliegen-
den Anliegern darf kein zusätzliches Risiko 
durch unkontrollierte Überflutungen entste-
hen. Hierfür sind bei der Oberflächenpla-
nung vorsorglich entsprechende Maßnah-
men vorzusehen. Besondere Maßnahmen 
zur Abwehr von möglichen Überflutungen 
sind während der Baudurchführung und bis 
hin zur endgültigen Begrünung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstücks-
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eigentümer zu bedenken.  Der Grad der Ge-
fährdung durch Starkregenereignisse ist im 
Zuge der Bauausführung anhand weiterer 
Daten näher zu untersuchen. Gemäß § 5 
Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des 
ihr Möglichen und Zumutbaren verpflichtet, 
Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nach-
teiligen Hochwasserfolgen und zur Scha-
densminderung zu treffen.

Seit Ende letzten Jahres widmet sich die 
Kreisstadt Saarlouis zudem der Anpassung 
an den Klimawandel proaktiv im Rahmen 
des durch das Bundesministerium für Um-
welt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 
geförderten Projektes STARK - Strategien 
und Anpassungsmaßnahmen zu den Folgen 
des Klimawandels in der Kreisstadt 
Saarlouis.

Insofern kann davon ausgegangen werden, 
dass die Belange des Hochwasserschutzes 
durch die Planung nicht negativ beeinträch-
tigt werden.

Auswirkungen auf private Belange

Die Nutzbarkeit und der Wert der Grundstü-
cke, auch der Grundstücke im Umfeld, wer-
den nicht in einer Art und Weise einge-
schränkt, die den Eigentümern des Plange-
biets und der angrenzenden Grundstücke 
unzumutbar ist. 

Der Bebauungsplan dient der Aktualisie-
rung der Planungsgrundlagen und der An-
passung an die aktuelle BauNVO und das 
Einzelhandels- und Zentrenkonzept. Eine 
wesentliche Änderung gegenüber dem Sta-
tus quo erfolgt nicht. 

Durch die Planung ergeben sich demnach 
für die Grundstückseigentümer keine erheb-
lich negativen Folgen. 

Gegenüber dem rechtskräftigen Bebau-
ungsplan erfolgt zwar in drei Teilbereichen 
eine Änderung der Gebietsart. Die Festset-
zung des Sondergebietes (ursprünglich als 
Misch- und Gewerbegebiet ausgewiesen) 
ist dabei jedoch der Novellierung der 
BauNVO geschuldet. Der Nahversorgungs-
standort „Am Kirchenbach“ wird dadurch 
langfristig gesichert. Zudem wird im westli-
chen Teilbereich sowie im Bereich angren-
zend an den „Ölwerkweg“ eine ursprüngli-
che gewerbliche Fläche nun als Mischgebiet 
festgesetzt. Damit wird in den jeweiligen 
Bereichen jedoch der Bestandssituation 
Rechnung getragen.

Es sind auch keine nachteiligen Auswirkun-
gen auf die angrenzende Nachbarschaft zu 
erwarten (alle bauplanungs- und bauord-

nungsrechtlichen Vorgaben werden einge-
halten). Zum einen wird der festgesetzten 
Nutzungsart der Umgebung entsprochen. 
Zum anderen wurden entsprechende Fest-
setzungen getroffen, um das harmonische 
Einfügen in den Bestand zu sichern.

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-
zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des  
Abwägungsmaterials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplans

• Aktualisierung des bestehenden 
Planungsrechts und Anpassung an die 
aktuelle BauNVO und das Einzelhan-
dels- und Zentrenkonzept der Kreisstadt 
Saarlouis sowie an die Vorgaben des 
Landesentwicklungsplans

• Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zum Neubau des 
Lidl-Marktes - langfristige Sicherung 
des Nahversorgungsstandortes „Am 
Kirchenbach“

• Keine negativen Auswirkungen auf das 
Stadt- und Landschaftsbild

• Keine negativen Auswirkungen auf ge-
sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse

• Keine negativen Auswirkungen auf um-
weltschützende Belange

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs und der Ver- und 
Entsorgung

• Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange der Wirtschaft - Sicherung der 
bestehenden gewerblichen Nutzungen

• Bei Beachtung der Empfehlungen keine 
Auswirkungen auf den Hochwasser-
schutz

• wesentliche Beeinträchtigung privater 
Belange liegen nicht vor

Argumente gegen den Bebauungs-
plan

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplans 
sprechen.

Fazit

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplans wurden die zu beach-
tenden Belange in ihrer Gesamtheit unterei-
nander und gegeneinander abgewogen. 
Aufgrund der genannten Argumente, die für 
die Planung sprechen, kommt die Kreisstadt 
Saarlouis zu dem Ergebnis, dass der Umset-
zung der Planung nichts entgegensteht.


